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Zweiter Bericht 

der Bundesregierung über die Gestaltung des Verhältnisses 
zwischen den neuen Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz und den Aufgaben 
der Träger der Sozialversicherung und anderer Sozialleistungs- 
träger im Bereich der Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 
(berufliche Rehabilitation) 


Vorbemerkung 

Bei der Verabschiedung des Dritten Rentenversiche- 
rungsänderungsgesetzes hat der Deutsche Bundestag 
durch Beschluß vom 2. Juli 1969 die Bundesregie- 
rung u. a. ersucht, bis zum 30. Juni 1970 einen 
Bericht über 

die Gestaltung des Verhältnisses zwischen den 
neuen Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit und 
den Aufgaben der Träger der Sozialversicherung 
sowie anderer Sozialleistungsträger auf dem Ge- 
biet der Berufsförderung 
vorzulegen. 

Mit den neuen Aufgaben der Bundesanstalt für Ar- 
beit auf dem Gebiet der Berufsförderung sind die 
Maßnahmen und Leistungen zur beruflichen Ein- 
gliederung der Behinderten (berufliche Rehabili- 
tation) angesprochen. Das Arbeitsförderungsgesetz 
enthält im 6. Unterabschnitt des Zweiten Abschnitts 
(§§ 56 bis 62) eine Reihe neuartiger Vorschriften, die 
sowohl die Gewährung berufsfördernder Leistungen 
zur Rehabilitation an Behinderte als auch die Zu- 
sammenarbeit der Bundesanstalt für Arbeit mit den 
übrigen Trägern der Rehabilitation regeln. 

Das Arbeitsförderungsgesetz ist am 1. Juli 1969 in 
Kraft getreten. Die zur Durchführung der neuen 
Rehabilitationsvorschriften erforderliche „Anord- 
nung über die Arbeits- und Berufsförderung Behin- 
derter" ist am 2. Juli 1970 vom Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt verabschiedet worden. 

Der unter dem 2. September 1970 erstattete Erste 
Bericht der Bundesregierung konnte deshalb nur 
vorläufiger Art sein, weil bis zu diesem Zeitpunkt 
ausreichende Erfahrungen über die Anwendung der 
Rehabilitationsvorschriften des Arbeitsförderungs- 
gesetzes nicht Vorlagen (vgl. Drucksache VI/1127). 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des 
Deutschen Bundestages hat den Ersten Bericht der 
Bundesregierung in seiner 42, Sitzung am 17. De- 
zember 1970 behandelt (vgl. Drucksache VI/1727). 
Auf Antrag dieses Ausschusses hat der Deutsche 
Bundestag in seiner 96. Sitzung am 3. Februar 1971 
u, a. beschlossen, die Bundesregierung zu ersuchen, 

a) bei ihren weiteren Bemühungen zur Koordinie- 
rung der Rehabilitation dafür Sorge zu tragen, 
daß die Bundesanstalt für Arbeit die ihr durch 
§ 59 des Arbeitsförderungsgesetzes übertragene 
Aufgabe, allgemeine Beratungs-, Anlauf- und 


Einleitungsstelle der beruflichen Rehabilitation 
zu werden, wirksam wahrnimmt und, daß die 
hierzu erforderlichen personellen und sachlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden; 
b) bis zum 31. März 1972 einen weiteren Bericht 
über die Gestaltung der Zusammenarbeit der ver- 
schiedenen Rehabilitationsträger im Bereich der 
Arbeits- und Berufsförderung Behinderter vor- 
zulegen und hierbei auch über den Erfolg 
ihrer eigenen Koordinierungsbemühungen zu 
berichten. 

In dem folgenden Bericht wird zunächst die Zusam- 
menarbeit der Bundesanstalt für Arbeit mit den übri- 
gen Rehabilitationsträgern dargestellt (Abschnitt I), 
sodann werden die Bemühungen der Bundesanstalt 
für Arbeit zur Verbesserung der personellen und 
sachlichen Voraussetzungen im Bereich der beruf- 
lichen Rehabilitation behandelt (Abschnitt II) und 
schließlich im Abschnitt III die Koordinierungs- 
bemühungen der Bundesregierung näher erläutert. 


I. 

Die Zusammenarbeit der Bundesanstalt für 
Arbeit mit den übrigen Rehabilitationsträgern im 
Bereich der Arbeits- und Berufsförderung 
Behinderter 


1 . 

Die berufliche Eingliederung Im gegliederten System 
der Rehabilitation 

Die Förderung der beruflichen Eingliederung körper- 
lich, geistig oder seelisch behinderter Personen ist 
nicht einem bestimmten Sozialleistungsträger, etwa 
der Bundesanstalt für Arbeit, übertragen. Die berufs- 
fördernden Leistungen und Maßnahmen zur Reha- 
bilitation sind vielmehr - ebenso wie die übrigen 
Bereiche der Rehabilitation, die medizinischen, 
schulischen und sozialen Hilfen - eingebettet in das 
Leistungssystem der verschiedenen Zweige der So- 
| zialen Sicherheit. So werden Hilfen zur beruflichen 
! Eingliederung der Behinderten in der Hauptsache 
von folgenden Trägergruppen des sozialen Lei- 
j stungssystems erbracht: 
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von den Trägern der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen, 

von den Trägern der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung, 

von den Trägern der Kriegsopferfürsorge, 
von der Bundesanstalt für Arbeit. 

Diese Träger sind in unterschiedlichem Umfang an 
der beruflichen Eingliederung der Behinderten betei- 
ligt. So verteilen sich z. B. die im Jahre 1971 durch- 
geführten längerfristigen Maßnahmen zur beruf- 
lichen Umschulung Behinderter auf die genannten 
Trägergruppen wie folgt: 



Fälle 1971 

v.H. 

Träger der gesetzlichen 

Rentenversicherungen 
Träger der gesetzlichen 

12 068 

68 °/o 

Unfallversicherung 

Träger der 

1 570 

8 °/o 

Kriegsopferfürsorge 

695 

4 °/o 

Bundesanstalt für Arbeit 

3 700 

20 % 


18 033 

100 °/o 


Ein Vergleich der Ergebnisse der letzten Jahre zeigt, 
daß die Zahlen in der beruflichen Rehabilitation an- 
steigen. Das gilt vor allem für den Bereich der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen und die Bundes- 
anstalt für Arbeit, aber auch für die gesetzliche Un- 
fallversicherung; demgegenüber ist im Bereich der 
Kriegsopferfürsorge ein Rückgang zu verzeichnen. 

Als Beispiel für den Aufschwung der beruflichen 
Rehabilitation seien einige Zahlen aus dem Ge- 
schäftsbereich der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte genannt. Die Anträge auf berufsför- 
dernde Maßnahmen haben sich von 3100 im Jahre 
1969 auf 7500 im Jahre 1971 erhöht; das war eine 
Steigerung pro Jahr von jeweils mehr als 50 v. H. 
Für das Jahr 1972 rechnet die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte mit 11 000 und für das Jahr 
1973 mit 17 000 Anträgen. Dieser Anstieg ist ein 
erfreuliches Zeichen dafür, daß die Bedeutung der 
beruflichen Rehabilitation immer mehr erkannt und 
anerkannt wird. 


2 . 

Die besondere Stellung der Bundesanstalt 

für Arbeit in der beruflichen Rehabilitation 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat zwar als Kosten- 
träger zahlenmäßig nicht den größten Anteil an den 
Maßnahmen der Arbeits- und Berufsförderung Be- 
hinderter, sie nimmt aber gleichwohl hier eine ge- 
wisse Sonderstellung ein. Das liegt einmal daran, 
daß die übrigen Träger der Rehabilitation neben der 
beruflichen Eingliederung der von ihnen zu betreu- 
enden Behinderten andere, umfangreiche Aufgaben 
wahrzunehmen haben, die mit den Maßnahmen der 
beruflichen Rehabilitation nicht immer in einem un- 
mittelbaren Zusammenhang stehen. So obliegt den 
Trägern der Unfallversicherung neben der Berufs- 
förderung die Heilbehandlung, Unfallverhütung und 
Rentengewährung; die Träger der gesetzlichen Ren- 


tenversicherungen sind neben der Berufsförderung 
zuständig für die Heilbehandlung sowie die Gewäh- 
rung von Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeits- 
und Altersrenten. 

Demgegenüber stehen die sonstigen Aufgaben der 
Bundesanstalt für Arbeit (vgl. § 3 Arbeitsförde- 
rungsgesetz) mit der beruflichen Eingliederung der 
Behinderten in einem sehr engen Zusammenhang, so 
daß fast sämtliche Fachdienste der Bundesanstalt für 
Arbeit unmittelbar auch für die Aufgaben der beruf- 
lichen Rehabilitation eingesetzt werden können. Das 
gilt sowohl für die Berufsberatung und Arbeitsver- 
mittlung als auch in besonderem Maße für den ärzt- 
lichen Dienst, den psychologischen Dienst und den 
technischen Beratungsdienst. Der Bundesanstalt für 
Arbeit steht mithin in Gestalt dieser Fachdienste 
und des Rehabilitationsberaters ein umfassendes 
Rehabilitationsteam zur Verfügung. Hinzu kommt, 
daß auch die Organisationsstruktur der Bundesan- 
stalt für Arbeit mit ihrem engmaschigen Netz von 
Arbeitsämtern und Landesarbeitsämtern der Forde- 
derung nach einem ortsnahen Angebot der Rehabili- 
tationsleistungen sehr gut gerecht wird. 

Wesentlich mitbestimmend für die richtige Auswahl 
der im Einzelfall gebotenen berufsfördernden Maß- 
nahmen zur Rehabilitation sind schließlich die 
Kenntnisse um den Arbeitsmarkt und seine Bewe- 
gungen. Diese aktuellen Kenntnisse und Daten 
haben die Arbeitsämter ständig verfügbar. 

Wegen dieser besonderen Eignung der verschiede- 
nen Fachdienste für die schwierigen und vielschich- 
tigen Aufgaben der Eingliederung Behinderter 
nimmt die Bundesanstalt für Arbeit in der beruf- 
lichen Rehabilitation eine Doppelstellung ein. Sie 
gewährt einmal, wie die übrigen Träger, auf eigene 
Kosten berufsfördernde Leistungen zur Rehabili- 
tation, und zwar an diejenigen, für die ein vorrangig 
verpflichteter Träger nicht vorhanden ist. Darüber 
hinaus stellt sie ihre besonderen Fachdienste den 
anderen Trägern im Wege der Amtshilfe zur Ver- 
fügung, in der Hauptsache zur gutachtlichen Stel- 
lungnahme über Notwendigkeit, Art und Umfang 
beruflicher Maßnahmen zur Rehabilitation. Schließ- 
lich hat die Bundesanstalt für Arbeit in all den Fäl- 
len, in denen die rechtzeitige Einleitung berufsför- 
dernder Maßnahmen zur Rehabilitation gefährdet 
ist, gemäß § 38 des Arbeitsförderungsgesetzes vor- 
läufige Leistungen zu gewähren. 


3 . 

Die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesanstalt für Arbeit und den übrigen 
Rehabilitationsvorschriften des Arbeitsförderungs- 
gesetzes 

a) Inanspruchnahme der Fachdienste der Bundes- 
anstalt für Arbeit durch die übrigen 
Rehabilitationsträger 

Im Rahmen des gegliederten Systems der Rehabili- 
tation hat sich in der Vergangenheit eine Zusam- 
menarbeit in Form einer Beteiligung der Bundes- 
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anstatt für Arbeit durch die übrigen Rehabilitations- 
träger in Fällen berufsfördernder Maßnahmen zur 
Rehabilitation entwickelt. Diese Einschaltung folgt 
aus der richtigen Erkenntnis, daß es für alle Betei- 
ligten nützlich ist, die ohnehin vorhandenen Fach- 
dienste und Kenntnisse in Anspruch zu nehmen und 
nicht etwa zu versuchen, bei den übrigen Trägern 
entsprechend umfassende Dienste aufzubauen. Die 
Beteiligung der Bundesanstalt für Arbeit hat schließ- 
lich auch in den für die übrigen Rehabilitationsträger 
geltenden gesetzlichen Vorschriften (vgl. § 567 Ab- 
satz 3, §§ 1240, 1244 RVO ; § 31 der Verordnung zur 
Kriegsopferfürsorge; §§ 46, 125, 126 BSHG) ihren 
Niederschlag gefunden; jedoch wird dadurch die Zu- 
ständigkeit und Verantwortlichkeit des für die Be- 
ratung und die Betreuung des Behinderten zustän- 
digen Trägers nicht berührt; dies gilt auch im Bereich 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes der Sozialhilfe 
und der Jugendhilfe. 

So nützlich die Einschaltung der Bundesanstalt für 
Arbeit durch die übrigen Rehabilitationsträger ist 
und so fruchtbar sie sich im Interesse des einzelnen 
Behinderten erwiesen hat, so ergeben sich daraus 
doch zwangsläufig gewisse verwaltungsmäßige 
Schwierigkeiten, die naturgemäß mit der Beteiligung 
einer zweiten, selbständigen Verwaltungseinheit 
verbunden sind. 

Erschwert wird diese Situation noch dadurch, daß 
weder die Bundesanstalt für Arbeit noch die übrigen 
Rehabilitationsträger über eigene Einrichtungen zur 
Durchführung z. B. von Maßnahmen der beruflichen 
Umschulung verfügen. Die Rehabilitationsträger 
sind hier vielmehr auf die Inanspruchnahme von in 
der Regel privatrechtlich organisierten Bildungsein- 
richtungen angewiesen. 

Da die Maßnahmen zur beruflichen Rehabilitation 
frühzeitig einzuleiten sind, weil das Rehabilitations- 
verfahren möglichst nahtlos und zügig verlaufen 
soll, wird das Arbeitsamt häufig schon dann einge- 
schaltet, wenn der Behinderte sich noch im Stadium 
der medizinischen Rehabilitation zur Heilbehand- 
lung im Krankenhaus, einem Sanatorium oder in 
einer Klinik befindet. 

In der verwaltungsmäßigen Bewältigung des sich 
aus der geschilderten Situation in der Regel er- 
gebenden Viereckverhältnisses zwischen Rehabili- 
tationsträger, medizinischer Rehabilitationseinrich- 
tung, Arbeitsamt und beruflicher Rehabilitationsein- 
richtung - ohne daß die Belange des Behinderten, 
der im Mittelpunkt aller Rehabilitationsbemühungen 
stehen soll, Schaden nehmen - liegt die Problematik 
des Zusammenwirkens zwischen der Arbeitsverwal- 
tung und den übrigen Rehabilitationsträgern. 

b) Vereinbarungen der Rehabilitationsträger über 
die Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für 
Arbeit, insbesondere die sogenannte „Frankfurter 
Vereinbarung“ vom 1. Oktober 1971 

Bereits vor Inkrafttreten des Arbeitsförderungsge- 
setzes waren zwischen den Trägern der beruflichen 
Rehabilitation und der Bundesanstalt für Arbeit 
schriftliche, überwiegend aber mündliche Abreden 


über das Verfahren zur Inanspruchnahme der Fach- 
dienste der Arbeitsämter getroffen worden. Charak- 
teristisch für diese Vereinbarungen war jedoch, daß 
es sich stets um regionale Absprachen einzelner Trä- 
gergruppen handelte, die nicht geeignet waren, eine 
bundeseinheitliche Verfahrensweise zu gewährlei- 
sten. Dieser Zustand gab dem Gesetzgeber Veran- 
lassung, die rechtzeitige Beteiligung der Bundes- 
anstalt für Arbeit in allen Fällen der Einleitung 
berufsfördernder Maßnahmen zur Rehabilitation 
zwingend vorzuschreiben (§ 59 Abs. 1 Satz 2 AFG). 
Auf Initiative der im Jahre 1969 gegründeten Bun- 
desarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation ist am 

1. Oktober 1971 nach eingehenden Vorarbeiten die 
erste multilaterale Vereinbarung über Zusammen- 
arbeit und Verfahren bei der Arbeits- und Berufs- 
förderung Behinderter, die sogenannte „Frankfurter 
Vereinbarung" zustande gekommen. An dieser Ver- 
einbarung sind die Spitzenorganisationen der So- 
zialleistungsträger in der Bundesrepublik, die Bun- 
desanstalt für Arbeit, die Spitzenverbände der Kran- 
kenversicherungsträger, die Bundesärztekammer 
und die Kassenärztliche Bundesvereinigung be- 
teiligt. 

Die „Frankfurter Vereinbarung" will für den Be- 
reich der beruflichen Rehabilitation folgende Ziel- 
vorstellungen verwirklichen: 

1. Den Behinderten soll durch ein engmaschiges 
Netz von Auskunfts- und Beratungsstellen der 
Zugang zur Arbeits- und Berufsförderung ge- 
ebnet werden. Die Vereinbarung übernimmt 
insoweit auf vertraglicher Grundlage die Richt- 
linien der Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha- 
bilitation über die Schaffung von Auskunfts- und 
Beratungsstellen. 

2. Die für eine Arbeits- und Berufsförderung in Be- 
tracht kommenden Behinderten sollen mit Hilfe 
der Ärzte, Krankenkassen und Rehabilitations- 
träger rechtzeitig auf die für sie geeigneten 
Rehabilitationsmöglichkeiten aufmerksam ge- 
macht und individuell beraten werden. 

3. Das Verhältnis der Bundesanstalt für Arbeit zu 
den beteiligten Rehabilitationsträgern wird naht- 
los geregelt, damit deren spezifische Kenntnisse 
optimal Zusammenwirken, um in jedem Einzelfall 
den richtigen Weg zur Rehabilitation zu finden, 
die unverzügliche Durchführung des Gesamtpla- 
nes einschließlich der persönlichen Beratung 
sicherzustellen und das Ziel zu erreichen, den 
Behinderten zügig in Arbeit, Beruf und Gesell- 
schaft einzugliedern. 

4. Die Träger sind zur Beratung der Behinderten 
verpflichtet, die sich für längere Zeit in einem 
Krankenhaus oder einer medizinischen Rehabili- 
tationseinrichtung aufhalten. Dem dient die Ein- 
richtung von Sprechtagen in Schwerpunktkran- 
kenhäusern und medizinischen Rehabilitations- 
stätten. 

5. Der Leistungsrahmen der verschiedenen Träger- 
gruppen wird koordiniert und sichergestellt, daß 
ausreichende, aber auch angemessene Leistungen 
gewährt und innerhalb des gegliederten Systems 
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der Rehabilitation gleiche Tatbestände gleich 
behandelt werden. 

6. Das Verhältnis zwischen den Rehabilitationsträ- 
gem und den Rehabilitationseinrichtungen ist zu 
verbessern. 

7. Die Öffentlichkeitsarbeit ist durch gemeinsames 
Vorgehen aller Rehabilitationsträger zu fördern. 

Die „Frankfurter Vereinbarung“ ist die erste Verein- 
barung, die auf freiwilliger Grundlage Regelungen 
für die beteiligten Rehabilitationsträger trifft. Sie 
bekundet den Willen aller Träger und der Ärzte- 
schaft, zum Wohle und Nutzen der Behinderten zu- 
sammenzuarbeiten. Sie geht aus von den neuen 
Regelungen des Arbeitsförderungsgesetzes und des 
Bundessozialhilfegesetzes und schafft die Grundlage 
für weitere, das Rehabilitationsverfahren fördernde 
Absprachen. In diesem Zusammenhang ist hinzu- 
weisen auf die bereits erwähnten Richtlinien der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation über 
Auskunft- und Beratungsstellen für Rehabilitation 
vom 4. Juni 1971. Hierdurch soll eine bessere Orien- 
tierung der Behinderten im gegliederten System der 
Rehabilitation ermöglicht werden. Ein einheitliches 
Signum zur Kenzeichnung der Auskunfts- und Bera- 
tungsstellen soll auch optisch zu dieser besseren 
Orientierung beitragen. Je ein Exemplar der „Richt- 
linien über die Auskunfts- und Beratungsstellen für 
Rehabilitation" und der „Frankfurter Vereinbarung“ 
sind diesem Bericht als Anlagen 1 und 2 beigefügt. 
In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, daß 
den Gesundheitsämtern bereits kraft Gesetzes die 
Aufgabe zugewiesen ist, alle Behinderten umfassend 
zu beraten und im Benehmen mit den Landesärzten 
die erforderlichen Sprechtage durchzuführen (§§ 126, 
126 a BSHG). Die Bundesregierung hat nach § 126 c 
BSHG dem Deutschen Bundestag zum 1. Oktober 
1972 einen ersten Bericht über die Durchführung und 
den Erfolg der Maßnahmen aufgrund dieser Bestim- 
mungen vorzulegen. 

c) Der Fragebogen des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

Die Einzelheiten der neuen Rehabilitationsvor- 
schriften des Arbeitsförderungsgesetzes (§§ 56 ff.) 
sind im Ersten Bericht der Bundesregierung und im 
Schriftlichen Bericht des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung (Drucksache VI/ 1727) eingehend dar- 
gestellt; auf diese Unterlagen wird verwiesen. 

Um über die Auswirkungen der neuen Vorschriften 
ein möglichst objektives Bild zu erhalten, hat der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung den 
auf Bundesebene mit Fragen der beruflichen Reha- 
bilitation befaßten Stellen und Organisationen einen 
aus elf detaillierten Fragen bestehenden Fragebogen 
übersandt, der den wesentlichen Inhalt der neuen 
Rehabilitationsvorschriften des Arbeitsförderungs- 
gesetzes umfaßt. Es handelt sich dabei um folgende 
Fragen: 

Frage 1 : 

Wie hat sich das Zusammenwirken der Bundes- 
anstalt für Arbeit mit den übrigen Trägern der 
Rehabilitation gestaltet? 


Frage 2 : 

Ist die im § 59 Abs. 1 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) 
vorgesehene Beteiligung der Bundesanstalt für Ar- 
beit in allen Fällen der beruflichen Rehabilitation 
verwirklicht worden? 

Frage 3 : 

a) Sind Vereinbarungen zwischen der Bundesanstalt 
für Arbeit und den übrigen Trägern der Reha- 
bilitation getroffen worden, die eine möglichst 
enge, reibungslose und rasche Zusammenarbeit 
gewährleisten? 

b) Sind bereits bestehende Vereinbarungen im Hin- 
blick auf die §§ 56 ff. AFG und die Anordnung 
über die Rehabilitation angepaßt worden? 

c) Ist die Vereinbarung zwischen der Bundesanstalt 
für Arbeit und den Spitzenverbänden der Berufs- 
genossenschaften den Bestimmungen der Anord- 
nung über Arbeits- und Berufsförderung Behin- 
derter vom 2. Juli 1970 angepaßt worden? 

Frage 4 : 

a) Ist es gelungen, eine umfassende, frühzeitige, 
ggf. schon am Krankenbett einsetzende Beratung 
der Behinderten zu erreichen; wie gestaltet sich 
die Beratung in den Krankenhäusern und Heil- 
stätten? 

b) In welchen Bereichen treten hier noch Schwierig- 
keiten auf und welcher Art sind sie? 

Frage 5 : 

a) Sind gemeinsame Beratungsgremien der Reha- 
bilitationsträger geschaffen worden? 

b) In welcher Zahl sind sie vorhanden und wer ist 
federführend? 

c) Werden gemeinsame Vordrucke verwendet? 
Frage 6 : 

a) Welche Schritte wurden unternommen, um die 
Ärzte in stärkerem Maße bei der Früherfassung 
und Beratung einzuschalten? 

b) Welche Gruppen von Ärzten wurden besonders 
angesprochen? 

Frage 7 : 

a) Wie hat sich die in § 38 AFG normierte Vor- 
leistungspflicht der Bundesanstalt ausgewirkt? 

b) Sind hierdurch Verzögerungen in der beruflichen 
Rehabilitation vermieden worden? 

c) In wieviel Fällen hat die Bundesanstalt eine 
Überleitungsanzeige nach § 38 Abs. 2 AFG er- 
stattet? 

d) Welche Erfahrungen wurden darüber hinaus 
gemacht? 

Frage 8 : 

a) Hat sich die Vorschrift des § 37 Satz 2 AFG 
(Nachrang der Sozialhilfe) bewährt? 

b) Haben sich Abgrenzungsschwierigkeiten zwi- 
schen Maßnahmen nach den §§ 56 ff. AFG und 
den §§ 39, 40 BSHG ergeben? 

Frage 9 : 

Sind bei der Gewährung von Maßnahmen zur For- 
derung der Arbeitsaufnahme bzw. der Erhaltung des 
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Arbeitsplatzes (z. B. Eingliederungsbeihilfe, Kraft- 
fahrzeugfinanzierung) Schwierigkeiten zwischen ein- 
zelnen Trägern der Rehabilitation aufgetreten? 

Frage 10: 

a) In welchem Umfang hat die Vorschrift des § 60 
AFG, Ausbildungszuschüsse an Arbeitgeber zu 
zahlen, Bedeutung erlangt? 

b) In wieviel Fällen hat die Bundesanstalt für 
Arbeit Ausbildungszuschüsse gewährt? 

Frage 11: 

a) Wie hat sich die Vorschrift des § 61 AFG, wonach 
die Bundesanstalt für Arbeit Werkstätten für Be- 
hinderte finanziell fördern kann, ausgewirkt? 

b) Sind bei der Finanzierung solcher Werkstätten 
Schwierigkeiten aufgetreten; wer hat sich an der 
Finanzierung beteiligt? 

c) In wieviel Fällen sind Einrichtungen in Betrieben 
der Wirtschaft nach § 51 Abs. 2 Anordnung über 
die Rehabilitation gefördert worden? 

Der Fragebogen ist unter dem 22. Dezember 1970 
folgenden Stellen und Organisationen übersandt 
worden: 

1. Den Herren Arbeitsministern und Senatoren für 
Arbeit der Länder, 

2. der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili- 
tation, 

3. dem Verband Deutscher Rentenversicherungs- 
träger, 

4. dem Hauptverband der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften e. V., 

5. dem Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften e. V., 

6. der Bundesarbeitsgemeinschaft der gemeind- 
lichen Unfallversicherungsträger e. V., 

7. dem Herrn Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeit, 

8. der Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Haupt- 
fürsorgestellen, 

9. der Bundesarbeitsgemeinschaft der überört- 
lichen Träger der Sozialhilfe, 

10. der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege e. V., 

1 1. dem Reichsbund der Kriegs- und Zivilbeschädig- 
ten, Sozialrentner und Hinterbliebenen e. V., 

12. dem Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, 
Behinderten und Sozialrentner Deutschlands 
e. V., 

13. der Bundesarbeitsgemeinschaft „Hilfe für Be- 
hinderte" e. V. 

d) Die Antworten der befragten Stellen und 
Organisationen 

Die Antworten zu dem vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozial Ordnung entwickelten Fragebogen 
waren bis zum 31. Dezember 1971 erbeten worden. 
Wenn auch ein Teil der Antworten erst nach diesem 
Termin eingegangen ist, so erfassen die Stellung- 


nahmen gleichwohl im wesentlichen den Zustand, 
wie er vor Abschluß und vor Inkrafttreten der 
„Frankfurter Vereinbarung" bestanden hat; dabei 
ist zu berücksichtigen, daß es naturgemäß einer ge- 
wissen Anlaufzeit bedurfte, bis die Auswirkungen 
der Vereinbarung auch auf örtlicher Ebene sichtbar 
wurden. 

Weiter darf nicht übersehen werden, daß das In- 
krafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes mit hohen 
Erwartungen seitens der Behinderten und der sie 
betreuenden Verbände und Organisationen verbun- 
den war. Diese Erwartungen sind in der ersten Zeit 
aus einer Reihe von Gründen, insbesondere aus Per- 
sonalmangel und wegen des späten Inkrafttretens 
der Anordnungen des Verwaltungsrats zum Arbeits- 
förderungsgesetz, nicht erfüllt worden. Die daraus 
entstandenen negativen Erfahrungen sind noch nicht 
überall überwunden. 

Schließlich ist bei einer allgemeinen Würdigung der 
Antworten auf die sehr unterschiedlichen Positionen 
der befragten Stellen und Organisationen im Reha- 
bilitationsgeschehen Rücksicht zu nehmen. Während 
die Spitzenorganisationen der großen Rehabili- 
tationsträger die Zusammenarbeit mit der Bundes- 
I anstalt für Arbeit insgesamt als durchaus befriedi- 
| gend bezeichnen und in den Antworten der Länder, 

! insbesondere aus der Sicht der Sozialhilfe, einige 
| kritische Anmerkungen nicht zu übersehen sind, 
wird aus der Sicht einer großen Behindertenorgani- 
sation die Situation in der beruflichen Rehabilitation 
insgesamt als noch nicht befriedigend beurteilt; das 
| gilt insbesondere für die bereits am Krankenbett 
einsetzende Beratung der Behinderten und die Ein- 
schaltung der Ärzte in die Früherfassung und 
Beratung. 

Allgemein wird jedoch, insbesondere auch in einer 
zweiten Stellungnahme der Bundesanstalt für Ar- 
beit, der Hoffnung Ausdruck verliehen, daß die auf 
der Grundlage der §§ 56 ff. des Arbeitsförderungs- 
gesetzes zustande gekommene „Frankfurter Verein- 
barung" ein wirksames Instrument zur praktischen 
Durchführung der beruflichen Rehabilitation und zur 
engen und reibungslosen Zusammenarbeit zwischen 
den beteiligten Rehabilitationsträgern abgegeben 
wird. 

Unter Berücksichtigung dieser von der Befragungs- 
aktion erfaßten besonderen Übergangssituation las- 
sen sich die Antworten zu den Einzelfragen wie folgt 
zusammenfassen: 

Frage 1 : 

Zusammenwirken mit der Bundesanstalt für Arbeit 

Das Zusammenwirken zwischen der Bundesanstalt 
für Arbeit und den übrigen Rehabilitationsträgern 
wird insgesamt als befriedigend bezeichnet. Dabei 
wird hingewiesen auf die guten persönlichen Kon- 
takte auf örtlicher Ebene zwischen den Bediensteten 
der Arbeitsämter und den Sachbearbeitern der übri- 
gen Träger. Bedauert werden allgemein noch per- 
sonelle Engpässe bei einigen Fachdiensten des Ar- 
beitsamtes, insbesondere im ärztlichen und psycho- 
logischen Dienst. Das führe vor allem bei Maßnah- 
men der Arbeitserprobung und Berufsfindung zu 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI/ 3654 


Wartezeiten. Demgegenüber wird seitens der Bun- 
desanstalt für Arbeit auf manchmal nicht erforder- 
lich scheinende Inanspruchnahmen insbesondere des 
psychologischen Dienstes hingewiesen. Gewisse 
Schwierigkeiten bestehen offenbar immer noch bei 
der Abgrenzung zwischen den Zuständigkeiten der 
Bundesanstalt für Arbeit und denen der Eingliede- 
rungshilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz, ins- 
besondere im Bereich der Förderung der Werk- 
stätten für Behinderte. 

Frage 2 : 

Beteiligung der Bundesanstalt für Arbeit durch die 
übrigen Träger 

Nach den Beobachtungen der Bundesanstalt für Ar- 
beit werden die Arbeitsämter im allgemeinen gemäß 
§ 59 AFG vor Einleitung berufsfördernder Maßnah- 
men zur Rehabilitation beteiligt; die anderen Träger 
versichern, daß sie entsprechend der Verpflichtung 
des § 59 AFG verfahren. 

Frage 3 : 

Vereinbarungen über die Zusammenarbeit 

Zu dieser Frage wird allgemein auf die „Frankfurter 
Vereinbarung" hingewiesen, die an die Stelle der 
teilweise vorhandenen regionalen Absprachen ge- 
treten ist. Lediglich für den Bereich des Hauptver- 
bandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
hat eine bilaterale Absprache mit der Bundesanstalt 
für Arbeit vom 9. Februar 1970 noch Bedeutung; sie 
ist unter dem 2. März 1971 neu gefaßt worden. 

Frage 4 : 

Frühzeitige Beratung am Krankenbett 

Bis auf den Bereich der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung ist die Frage der frühzeitigen Beratung, des 
Beginns der beruflichen Rehabilitation bereits am 
Krankenbett, anscheinend noch nicht befriedigend 
gelöst. Die Bundesanstalt für Arbeit berichtet von 
guten Ansätzen, hält aber eine noch stärkere Ein- 
schaltung der Chefärzte in die Krankenhausberatung 
für erforderlich. Die Träger der Rentenversicherung 
berichten, daß zumindest in Spezialeinrichtungen für 
Schwerbehinderte regelmäßige Beratungen stattfin- 
den. Nach der überwiegenden Auffassung der Län- 
der werden bei der Beratung am Krankenbett Ver- 
besserungen für notwendig gehalten. 

Frage 5 : 

Gemeinsame Beratungsgremien der Rehabilitations- 
träger 

Zu dieser Frage sind sehr unterschiedliche Antwor- 
ten gegeben worden. Gefragt war nach dem soge- 
nannten „Rehabilitationsteam", das zur Beratung 
schwieriger Einzelfälle Zusammentritt. Nicht selten 
ist aber in diesem Zusammenhang auf die sogenann- 
ten Landesausschüsse für Rehabilitation oder sogar 
auf die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili- 
tation hingewiesen worden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit sowie die Träger der 
Renten- und Unfallversicherungen berichten von Be- 
ratungsgremien, die sowohl beim Arbeitsamt als 
auch in geeigneten Rehabilitationseinrichtungen ein- 


gerichtet seien; andere Träger berichten auch von 
bei ihnen eingerichteten Beratungsgremien. 

Der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften weist auf negative Erfahrungen hin, die 
bei einer zu umfangreichen Besetzung des Bera- 
tungsteams gemacht worden sind. Behinderte hätten 
nicht selten Hemmungen, sich in Gegenwart einer zu 
großen Beratergruppe frei zu äußern. 

Im Hinblick auf die zur Zeit noch sehr unterschied- 
liche Organisation und Zusammensetzung der Be- 
ratungsgremien erscheint es nach den eingegange- 
nen Antworten fraglich, ob die in § 7 der „Frankfur- 
ter Vereinbarung" insoweit vorgesehene Regelung 
ausreicht. Zumindest müßte Klarheit geschaffen wer- 
den, wo Beratungsgremien einzurichten sind (bei je- 
dem Träger oder nur bei bestimmten Trägern, in 
Rehabilitationseinrichtungen jeder Art oder nur in 
bestimmten Einrichtungen, beispielsweise in großen 
Sanatorien oder Unfallkrankenhäusern?); ferner 
sollten gewisse Grundsätze für die Besetzung der 
Gremien festgelegt werden. 

Frage 6 : 

Einschaltung der Ärzte zur Früherfassung der 
Behinderten 

Zu dieser Frage wird von einer Reihe regional und 
je nach Trägergruppe sehr unterschiedlicher Maß- 
nahmen berichtet, angefangen von besonderen 
Merkblättern, Merkblättern gemäß § 125 BSHG, Bro- 
schüren, Arbeits- und Fortbildungstagungen, Aus- 
stellungen und Dienstbesprechungen. Besonders 
wirksam erscheinen die Verfahren der Berufsge- 
nossenschaften (Durchgangsarzt-, Beratungsfacharzt- 
und Verletzungsartenverfahren). Bewährt hat sich 
offenbar auch eine Vereinbarung zwischen dem Ver- 
band Deutscher Rentenversicherungsträger und dem 
Verband der niedergelassenen Ärzte Deutschlands 
e. V. (NAV) und dem Verband der Ärzte Deutsch- 
lands e. V. (Hartmannbund) über die Ermittlung von 
Behinderten, die für eine berufliche Rehabilitation 
in Betracht kommen. Danach regen die behandeln- 
den Ärzte für ihre rentenversicherten Patienten in 
geeigneten Fällen bei dem Rentenversicherungsträ- 
ger auch Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation 
an. Zu diesem Zweck sind den behandelnden Ärzten 
Vordrucke einfacher Art zur Verfügung gestellt wor- 
den, auf denen sich der betreffende Arzt zu den von 
ihm angeregten Maßnahmen äußert. 

Insgesamt erscheint nach den eingegangenen Ant- 
worten zu dieser Frage eine größere Vereinheit- 
lichung des Verfahrens notwendig. Die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation strebt deshalb 
auf Bundesebene eine Vereinbarung zwischen allen 
Rehabilitationsträgern einerseits und der Bundes- 
ärztekammer und der Kassenärztlichen Bundesver- 
einigung andererseits an. 

Frage 7 ; 

Auswirkungen der Vorleistungspflicht der Bundes- 
anstalt für Arbeit 

Die in § 38 AFG normierte Vorleistungspflicht der 
Bundesanstalt für Arbeit hat sich nach allgemeiner 
Auffassung positiv ausgewirkt; es konnten hier- 
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durch Verzögerungen in der Rehabilitation vermie- 
den werden. Die Bundesanstalt für Arbeit schätzt 
die Zahl der Vorleistungsfälle für die Zeit eines 
Jahres auf ca. 3000. Aus dem Bereich der Sozialhilfe 
werden allerdings die praktischen Auswirkungen 
des § 38 AFG eher zurückhaltend bewertet. 

Frage 8 : 

Vorrang der Leistungen des Arbeitsförderungs- 
gesetzes gegenüber der Sozialhilfe 

Der Vorrang der Leistungen der Bundesanstalt für 
Arbeit gegenüber den Leistungen der Sozialhilfe 
(§ 37 AFG) wird uneingeschränkt begrüßt; das gilt 
insbesondere für die berufliche Rehabilitation der 
behinderten Jugendlichen. Von den Ländern wird 
jedoch auf noch bestehende Abgrenzungs Schwierig- 
keiten hingewiesen, insbesondere bei der Entschei- 
dung, ob die Voraussetzungen für die Förderung 
einer Berufsausbildung bei schwerbehinderten Ju- 
gendlichen vorliegen; Abgrenzungsschwierigkeiten 
bestehen offenbar auch noch bei der individuellen 
Förderung von Behinderten in Werkstätten für 
Behinderte. 

Frage 9 : 

Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme 

Hier bestehen noch Probleme wegen des unter- 
schiedlichen Leistungsrahmens und der abweichen- 
den Leistungsvoraussetzungen der einzelnen Träger- 
gruppen. Hierdurch entstehen Schwierigkeiten, so- 
weit die Bundesanstalt für Arbeit gemäß § 37 AFG 
zur Aufstockung der Leistungen anderer Träger in 
Anspruch genommen wird, insbesondere bei den 
Hilfen zur Beschaffung von Kraftfahrzeugen. Die 
Träger erwarten eine weitgehende Harmonisierung 
der Leistungen aufgrund der „Frankfurter Verein- 
barung". 

Frage 10: 

Ausbildungszuschüsse an Arbeitgeber bei der Aus- 
bildung Behinderter in Betrieben 

Von dieser Förderungsmöglichkeit ist bisher nur in 
ganz geringem Umfang Gebrauch gemacht worden 
(z. B. 76 Anträge im Bezirk des Landesarbeitsamtes 
Nordrhein-Westfalen, 65 Anträge im Bezirk des Lan- 
desarbeitsamtes Südbayern). Die Ursache hierfür wird 
einmal in dem großen Angebot an offenen Lehrstel- 
len gesehen, zum anderen darin, daß zur Ausbildung 
von Schwerbehinderten besondere Rehabilitations- 
einrichtungen in Anspruch genommen werden. 

Frage 11: 

Förderung von Werkstätten für Behinderte 

Die Eröffnung von Förderungsmöglichkeiten für die 
Bundesanstalt für Arbeit wird im Hinblick auf den 
großen Nachholbedarf im Bereich der Werkstätten 
für Behinderte allgemein begrüßt. Auch die Zusam- 
menarbeit mit den Landesarbeitsämtern, die die Auf- 
gabe der regionalen Planung wahrnehmen, wird als 
gut bezeichnet. Die Bundesanstalt für Arbeit selbst 
berichtet von einer wahren Flut von Förderungs- 
anträgen, die ihre finanziellen Möglichkeiten bei 
weitem überschreitet und für eine erste Aufbau- 


phase zu einer Beschränkung auf ca. 40 Modellein- 
richtungen gezwungen hat. 

Wenn auch die auf Bundesebene unter Federführung 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
erarbeitete Konzeption der Werkstätten für Behin- 
derte inzwischen allgemeine Anerkennung gefunden 
hat (z. B. der Grundsatz der Einheitlichkeit der 
Werkstatt für alle Behinderungsarten, Mindestgröße 
von 120 Plätzen, produktionsorientierte Ausrichtung 
bei Anerkennung eines Anlern- und Einarbeitungs- 
bereichs), so ist doch eine Reihe von Fragen um die 
Werkstätten für Behinderte noch ungeklärt. Das gilt 
insbesondere für die Lohnhöhe und der damit ver- 
bundenen Frage der Defizitdeckung, die sozialver- 
sicherungsrechtliche Stellung der Behinderten und 
die notwendige Kooperation der häufig auf sich 
allein gestellten Werkstätten. Zur Unterstützung der 
Werkstätten in der Aufbau- und Anlaufphase wird 
die Bundesanstalt für Arbeit gemeinsam mit dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung einen 
zentralen Beratungsdienst einrichten. 


II. 


Die Bemühungen der Bundesanstalt für Arbeit 
zurVerbesserung der personellen und sachlichen 
Voraussetzungen im Bereich der beruflichen 
Rehabilitation 


Durch das Arbeitsförderungsgesetz ist auf die Bun- 
desanstalt für Arbeit eine Fülle neuer Aufgaben zu- 
gekommen, die sie mit dem damals vorhandenen 
Personalkörper nicht voll bewältigen konnte. Die 
steigende Inanspruchnahme der Dienste und Lei- 
stungen der Arbeitsämter gilt auch für den Bereich 
der beruflichen Rehabilitation. Das weisen die nach- 
folgenden Zahlen deutlich aus: 


An die Bundesanstalt 
herangetragene Fälle 

1969 103 600 

1970 118 800 

1971 139 246 


Steigerungsrate 
gegenüber dem Vorj ahr 

+ 3,2% 

+ 12 , 8 % 

+ 17,2 % 


Zur Illustration des im Bereich der beruflichen Reha- 
bilitation entstandenen Arbeitsanfalls ist die „Jah- 
resübersicht 1970 zur Arbeits- und Berufsförderung 
behinderter Personen (berufliche Rehabilitation)" 
diesem Bericht als Anlage 3 beigefügt. Die Bundes- 
anstalt für Arbeit ist bemüht, dem sich jährlich stei- 
gernden Arbeitsanfall durch eine Reihe personeller 
und organisatorischer Maßnahmen zu begegnen. 

a) Besondere Schwierigkeiten bestanden im ersten 
Jahr nach Inkrafttreten des Arbeitsförderungs- 
gesetzes insbesondere auch deswegen, weil die 
Arbeitsämter ohne die erst am 2. Juli 1970 vom 
Verwaltungsrat erlassene „Anordnung über die 
Arbeits- und Berufs förderung Behinderter" aus- 
kommen mußten. Dementsprechend konnten die 
bis dahin ergangenen zahlreichen Einzelweisun- 
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gen erst im Frühjahr 1971 in die den Gesamtkom- 
plex abdeckenden Dienstanweisungen zusam- 
mengefaßt werden. Das Fehlen dieser über den 
bloßen Gesetzestext hinausgehenden Arbeitsun- ' 
terlagen hat sich nachteilig ausgewirkt. 

b) Im Jahre 1971 hat es die Bundesanstalt für Arbeit 
verstanden, durch Sofortmaßnahmen in Form 
von regionalen Fortbildungsveranstaltungen für ! 
die Referenten und Sachbearbeiter der Landes- j 
arbeitsämter und Arbeitsämter die vorhandenen j 
Informationslücken zu schließen. Zur Fortbildung j 
des Rehabilitationsfachpersonals werden auch in : 
diesem Jahre besondere Lehrgänge durchgeführt j 
mit Schwerpunkten in Berufs- und Bildungs- 
kunde, Förderung der beruflichen Bildung, Ge- 
sprächsführung und Wirtschaftskunde. In einer 
zweiten Fortbildungsphase sollen dann spezielle 
Kurse in Zusammenarbeit mit dem Berufsförde- 
rungswerk Heidelberg durchgeführt werden. 

c) Ab 1969 wurde für den allgemeinen Bereich der 
beruflichen Bildung die Institution des „Förde- 
rungsberaters“ geschaffen, dessen Dienstposten 
mit IVa/A 11 bewertet wurde. Die Folge davon 
war, daß einerseits viele Hauptvermittler für 
Rehabilitation und Berufsberater, die in IVb/ 
A 10 verbleiben, zuin Förderungsberater über- 
wechselten und andererseits qualifiziertes Per- 
sonal aus den Reihen der übrigen Hauptvermitt- 
ler und Berufsberater, das sich für die Rehabili- 
tationsberatung eignete, ebenfalls in die besser 
dotierten Stellen der Förderungsberatung 
strebte. 

Zu dieser auf die Dauer unhaltbaren Situation, 
hat der „Zwanzigste Tarifvertrag zur Änderung 
und Ergänzung des Manteltarifvertrages für die 
Angestellten der Bundesanstalt für Arbeit" eine 
Besserung geschaffen. Durch ihn wurden folgende 
Verbesserungen der Dienstposten im Bereich der 
Rehabilitation erzielt: 

Vergütungsgruppe III 

Erste Fachkräfte für Rehabilitation, Schwerbe- 
schädigtenvermittlung und Angelegenheiten 
nach dem Schwerbeschädigtengesetz, denen 
nicht nur vorübergehend mindestens zwei 
Fachkräfte unterstellt sind. 

Vergütungsgruppe IVa 

Hauptvermittler für Rehabilitanden und/oder 
Schwerbeschädigte, 

Berufsberater für Behinderte. 

Für Beamte gelten die entsprechenden Besol- 
dungsgruppen. Damit ist eine Tätigkeit im Be- 
reich der Behindertenbetreuung wieder attrak- 
tiver geworden. 

d) Am 1. Januar 1972 waren im Bereich der beruf- 
lichen Rehabilitation einschließlich der Ange- 
legenheiten nach dem Schwerbeschädigtengesetz 
insgesamt 839 Mitarbeiter tätig. In diesen Zahlen 
sind nicht enthalten die gleichfalls teilweise in 
der beruflichen Rehabilitation tätigen Mitarbei- 
ter der ärztlichen (311) und psychologischen (615) 
Dienste der Arbeitsämter. 


Um den steigenden Anforderungen in personel- 
ler Hinsicht gerecht werden zu können, wurden 
in einer mittelfristigen Personalplanung bis 1975 
folgende Stellenmehrungen vorgesehen: 


1972-1975 

Landesarbeits- 

Arbeits- 

ämter 

ämter 

höherer Dienst 

3 

— 

gehobener Dienst 

18 

170 

mittlerer Dienst 

18 

30 

insgesamt 

39 

200 

Im Haushaltsjahr 

1972 sind bereits 

folgende 

Stellenmehrungen erfolgt: 



Landesarbeits- 

Arbeits- 


ämter 

ämter 

höherer Dienst 

— 


gehobener Dienst 

1 

1 1 

mittlerer Dienst 

2 

6 

insgesamt 

3 

17 


Ab Herbst 1972 wird die Bundesanstalt für 
Arbeit ihre Beratungsfachkräfte, die bis dahin in 
einem verwaltungsinternen zweijährigen Aus- 
bildungsunterricht auf ihre Aufgabe vorbereitet 
wurden, auf wissenschaftlicher Grundlage aus- 
bilden. Diese Ausbildung, die als Zugangsvor- 
aussetzung das Abitur verlangt, wird ein Vier- 
Semester-Hochschulstudium und eine einjährige 
fachspezifische Einweisung in den Verwaltungs- 
schulen der Bundesanstalt für Arbeit und in den 
Arbeitsämtern umfassen. Das Studium wird Aus- 
schnitte aus den Wissensbereichen Psychologie, 
Pädagogik, Soziologie sowie Wirtschafts- und 
Rechtswissenschaft umfassen. 

e) Eine erhöhte Wirksamkeit der Rehabilitations- 
arbeit im Arbeitsamt wird einerseits durch die 
Konzentration der qualifizierten Beratungstätig- 
keit auf die Beratungsfachkräfte der Arbeitsver- 
mittlung und Berufsberatung sowie andererseits 
durch die Zusammenfassung aller Vorberei- 
tungs-, Begleit- und Ablaufarbeiten der Rehabili- 
tationsfälle in einer „Rehabilitationsstelle" ange- 
strebt werden. 

Modellversuche in einigen Arbeitsämtern zur Er- 
weiterung dieser Organisationsform werden 
gegenwärtig vorbereitet. 

f) In den Antworten der Rehabilitationsträger ist 
übereinstimmend auf personelle Engpässe der 
Arbeitsämter im ärztlichen und psychologischen 
Dienst hingewiesen worden; hierdurch seien bei 
Maßnahmen der Arbeitserprobung und Berufs- 
findung erhebliche Wartezeiten zu verzeichnen. 
Um diesen Mängeln, die den Beginn beruflicher 
Umschulungsmaßnahmen verzögern, abzuhelfen, 
beabsichtigt der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, gemeinsam mit der Bundesanstalt 
für Arbeit und den Rehabilitationsträgern in ge- 
eigneten Berufsförderungswerken gesonderte 
Abteilungen für Arbeitserprobung und Berufsfin- 
dung einzurichten. Dort sollen für besondere Pro- 
blemfälle 10- bis 14tägige stationäre Maßnahmen 
unter Inanspruchnahme aller in einem Berufs- 
förderungswerk vorhandenen Fachdienste durch- 
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geführt werden, um die Eignung des Behinderten 
für eine bestimmte Umschulung festzustellen. 
Hierdurch soll eine spürbare Entlastung der ärzt- 
lichen und psychologischen Fachdienste der Ar- 
beitsämter erreicht werden. Zugleich soll den 
Behinderten Gelegenheit gegeben werden, sich, 
an Ort und Stelle mit dem Tagesablauf und den 
Besonderheiten einer beruflichen Rehabilitations- 
einrichtung vertraut zu machen. Im Berufsförde- 
rungswerk Heidelberg ist bereits mit dem Bau 
eines großen Zentrums für Arbeitserprobung und 
Berufsfindung mit einer Kapazität von 120 Plät- 
zen begonnen worden. 


III. 

Die Bemühungen der Bundesregierung zur 
Koordinierung der Rehabilitation 


In den Abschnitten IV bis VI des Ersten Berichts 
(vgl. S. 3, 4 der Drucksache VI/1127) hat die Bundes- 
regierung über ihre im Rahmen des Aktionspro- 
gramms Rehabilitation und aufgrund des § 62 des 
Arbeitsförderungsgesetzes eingeleiteten Koordinie- 
rungsbemühungen berichtet. 

Diese Bemühungen wurden tatkräftig, zügig und 
erfolgreich fortgesetzt: 

a) Der von dem Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung und dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit gebildete gemeinsame 
Arbeitsausschuß zur Durchführung des Aktions- 
programms Rehabilitation hat eine Reihe wich- 
tiger Grundsatzfragen behandelt, so die Schaf- 
fung einer bundeszentralen Dokumentation der 
Rehabilitation, die Vorbereitung einer Bestands- 
aufnahme der Rehabilitationseinrichtungen und 
die Weiterentwicklung des Behindertensports, 
insbesondere im Hinblick auf die in diesem Jahr 
in Heidelberg stattfindende „Olympiade der Roll- 
stuhlfahrer", 

b) Für die besonders schwierigen Fragen der Be- 
seitigung und Vermeidung baulicher Hindernisse 
und zur Verbesserung der Umweltbedingungen 
für die Behinderten wurde unter Federführung 
des Bundesministers für Städtebau und Woh- 
nungswesen ein besonderer Interministerieller 
Ausschuß eingerichtet, dem alle beteiligten Bun- 
desressorts angehören. Dieser Ausschuß hat 
seine Tätigkeit im vergangenen Jahr mit einer 
Feststellung der Bedarfsschwerpunkte für den 
Abbau technischer Barrieren begonnen. Hierzu 
wurde eine Umfrage bei allen Behindertenorgani- 
sationen durchgeführt. Aus den Umfrageergeb- 
nissen hat sich ein Katalog von Bedarfsschwer- 
punkten herauskristallisiert. 

Ferner wurde mit der Erarbeitung der Planungs- 
norm DIN 18024 „Bauliche Maßnahmen für Be- 
hinderte und alte Menschen im öffentlichen Be- 
reich" begonnen. Diese Norm stellt die Fortset- 


zung der bereits vorliegenden Planungsnorm 
DIN 18025 „Wohnungen für Schwerbehinderte" 
dar. Es ist das Ziel der Bundesregierung, bei der 
Beseitigung oder Vermeidung baulicher Hinder- 
nisse über allgemeine Aufrufe hinaus zu kon- 
kreten Demonstrativmaßnahmen zu kommen, 
von denen Impulse zur Verbesserung der Um- 
weltsituation der Behinderten ausgehen. In die- 
sem Zusammenhang wird auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Dr. Ahrens, Glombig, Frau Meer- 
mann, Schmidt (Kempten), Spitzmüller und der 
Fraktionen der SPD, FDP betreffend Verbesse- 
rung der Umweltbedingungen für Behinderte - 
Drucksache VI/3277 - verwiesen. 

c) Besondere Aufmerksamkeit widmet die Bundes- 
regierung dem Punkt 5 des Aktionsprogramms 
Rehabilitation „Verbesserung der gesetzlichen 
Grundlagen der Rehabilitation", insbesondere 
der Angleichung der zur Zeit noch sehr unter- 
schiedlichen Rehabilitationsvorschriften und 
-leistungen. 

Zwei wichtige rehabilitationspolitische Gesetze, 
das Gesetz vom 18. März 1971 über die Einfüh- 
rung der gesetzlichen Unfallversicherung für Kin- 
der, Schüler und Studenten und das Gesetz vom 
17. Dezember 1971 über die Errichtung einer Stif- 
tung „Hilfswerk für behinderte Kinder" sind be- 
reits verabschiedet worden. Der Entwurf einer 
Dritten Novelle zum Bundessozialhilfegesetz, die 
eine Reihe wichtiger Verbesserungen der Ein- 
gliederungshilfe enthält, und der Entwurf eines 
Gesetzes über die Angleichung der Leistungen 
zur Rehabilitation sind vom Bundeskabinett ver- 
abschiedet und dem Deutschen Bundestag zuge- 
leitet worden; eine umfassende Novellierung des 
Schwerbeschädigtengesetzes ist weitgehend fer- 
tiggestellt. Ferner wird im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung geprüft, in welchem 
Umfang die in den Werkstätten für Behinderte 
beschäftigten Schwerbehinderten in die Sozial- 
versicherung einbezogen werden können. 

d) Ein weiterer Schwerpunkt der Köordinierungs- 
bemühungen der Bundesregierung ist die insti- 
tutionelle Seite der Rehabilitation, die Schaffung 
eines bundesweiten Netzes moderner Rehabili- 
tationseinrichtungen. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat die Förderung von Modelleinrich- 
tungen der medizinischen Prävention und Reha- 
bilitation, insbesondere für geburtsgeschädigte 
Kinder, wesentlich verstärkt. 

Im beruflichen Bereich der Rehabilitation sind die 
bereits im Ersten Bericht (vgl. Abschnitt IV) er- 
wähnten Koordinierungsgespräche des Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung auf die 
Einrichtungen zur Förderung behinderter Jugend- 
licher und die Einrichtungen im Vorfeld der be- 
ruflichen Rehabilitation (II. Phase) ausgedehnt 
worden. Auf der Grundlage dieser Gespräche 
sind Konzeptionen und Planungen entwickelt und 
damit die Voraussetzungen für ein bundesweites 
Förderungsprogramm für folgende Einrichtungen 
der beruflichen Rehabilitation geschaffen worden: 
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1 . Berufsförderungswerke 

Berufsförderungswerke sind überbetriebliche Ein- 
richtungen für die Ausbildung und vor allem die 
Umschulung von erwachsenen Behinderten, die ihren 
bisherigen Beruf wegen einer Behinderung nicht mehr 
ausüben können. Während die Kosten der Ausbil- 
dung und Umschulung von den verschiedenen Reha- 
bilitationsträgern (Träger der Renten- und Unfall- 
versicherung, Kriegsopferfürsorge, Bundesanstalt für 
Arbeit) finanziert werden, sind die notwendigen 
überbetrieblichen Einrichtungen, die Berufsförde- 
rungswerke, meist in der Hand von gemeinnützigen 
und caritativen Trägerorganisationen. Die vorhan- 
denen etwa 6000 Umschulungsplätze genügen oft 
nicht den notwendigen fachlichen Anforderungen 
und decken bei weitem nicht den Bedarf, der kurz- 
fristig auf mindestens 10 000 Plätze zu veranschlagen 
ist. 

Ziel des Förderungsprogramms ist es deshalb, ein 
bundesweites und bedarfsdeckendes Netz von Be- 
rufsförderungswerken zu schaffen, von denen jedes 
mindestens 400 moderne Ausbildungs- und Inter- 
natsplätze umfassen und über eigene Fachkräfte für 
die ärztliche, psychologische, sportliche und soziale 
Betreuung der Rehabilitanden verfügen soll. Die 
verlangte Mindestgröße soll gewährleisten, daß ein 
breiter Fächer an Ausbildungsmöglichkeiten ange- 
boten und die notwendige ausbildungsbegleitende 
Betreuung der Rehabilitanden organisatorisch und 
wirtschaftlich gesichert werden kann. 

Grundlage der Planung sind die erstmals im Jahre 
1970 vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnungs durchgeführten Koordinierungsgespräche, 
in denen bundesweit die fachlichen Anforderungen 
und der Bestand und Bedarf an Umschulungsplätzen 
abgestimmt worden sind. Auf der Grundlage der 
Koordinierungsgespräche ist zunächst ein Netz von 
18 Berufsförderungswerken vorgesehen. Die Zahl der 
Umschulungsplätze soll um etwa 4000 auf insgesamt 
10 000 Plätze erhöht werden. Fertiggestellt bzw. kurz 
vor der Vollendung sind die Baumaßnahmen in sie- 
ben Berufsförderungswerken (Berlin, Goslar, Dort- 
mund, Köln, Heidelberg, Birkenfeld/Nahe, Schöm- 
berg/Schwarzwald). In diesem und in den kommen- 
den Jahren soll der Neu- oder Ausbau bei den übri- 
gen Berufsförderungswerken beginnen (Hamburg, 
Bookholzberg/Kreis Delmenhorst, Bad Pyrmont, 
Hamm, Koblenz/Vallendar, Frankfurt/Bad Vilbel, 
Nürnberg, München-Kirchseeon, Oberhausen). 

2. Berufsbildungswerke 

Berufsbildungswerke sind überbetriebliche Einrich- 
tungen zur beruflichen Erstausbildung solcher behin- 
derter Jugendlicher, die neben der Berufsausbildung 
eine begleitende psychologische, pädagogische, ärzt- 
liche und sportliche Betreuung benötigen und in den 
Betrieben der Wirtschaft keinen entsprechenden be- 
trieblichen Ausbildungsplatz finden. Die behinder- 
ten Jugendlichen sollen in den Berufsbildungswer- 
ken eine ihrer Begabung und ihrer Behinderung an- 
gemessene Berufsausbildung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz erhalten. Die Ausbildung soll in gestuf- 
ten Abschlüssen bis zur vollen Berufsreife führen. 


Dadurch unterscheiden sich die Berufsbildungswerke 
von den „Werkstätten für Behinderte", deren Ziel 
nicht die Berufsausbildung, sondern die Beschäf- 
tigung von solchen - meist nicht ausgebildeten - 
Schwerstbeschädigten ist, denen der freie Arbeits- 
markt nicht oder noch nicht zugänglich ist. Der Un- 
terschied zu den Berufsförderungswerken besteht 
darin, daß die Berufsbildungswerke ausschließlich 
Jugendliche ausbilden. 

Auf der Grundlage von Koordinierungsgesprächen 
ist ein bundesweites Netz von Berufsbildungswer- 
ken mit jeweils mindestens 200 Ausbildungs- und 
lnternatsplätzen vorgesehen. Diese Mindestgröße 
soll nicht nur ein breites Ausbildungsangebot ermög- 
lichen, sondern auch sicherstellen, daß die Voraus- 
I Setzungen für eine ausbildungsbegleitende Betreu- 
ung möglichst aller Behinderungsarten geschaffen 
werden können. Nur wo Art und Schwere der Be- 
hinderung die Aufnahme in einem allgemeinen Be- 
rufsbildungswerk nicht zulassen, sind Spezialein- 
richtungen vorgesehen. Zusätzlich zu den bereits 
bestehenden etwa 3000 Ausbildungsplätzen sollen 
rund 6000 neue Plätze geschaffen werden. 

Das erste nach dem Aktionsprogramm Rehabilitation 
geförderte Berufsbildungswerk ist in diesem Jahre 
in Husum seiner Bestimmung übergeben worden. In 
den Jahren 1972/1973 soll der Bau von mindestens 
vier weiteren Berufsbildungswerken beginnen. 

3. Zentren für spezielle medizinische und berufliche 
Rehabilitationsmaßnahmen 

II. Phase der Rehabilitation 

Ziel dieser Einrichtungen ist es, Lücken zwischen der 
medizinischen und beruflichen Rehabilitation zu 
schließen, indem bereits am Krankenbett neben der 
medizinischen Nachbehandlung die berufliche Reha- 
bilitation eingeleitet wird. Die Behinderten sollen 
dabei soweit gefördert werden, daß sie nahtlos ent- 
weder ins Arbeitsleben zurückkehren oder eine Um- 
schulung beginnen können. Angepaßt an die jewei- 
lige Behinderungsart sollen dabei insbesondere ein 
Arbeitstraining durchgeführt, Begabungsreserven 
mobilisiert und erprobt werden, welche beruflichen 
Tätigkeiten für den Behinderten künftig in Frage 
kommen. Darüber hinaus ist, gegebenenfalls durch 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung, der Wei- 
terbildung oder Qualifizierung, eine Anpassung an 
bestimmte Arbeitsplatzsituationen zu ermöglichen. 
Wo sich eine Umschulung als notwendig erweist, 
soll der Behinderte die Reife für ein Berufsförde- 
rungswerk erlangen. 

Zunächst ist vorgesehen, für die sozialmedizinisch 
besonders bedeutsamen Krankheitsarten jeweils ein 
Modellzentrum zu schaffen. Nahezu fertiggestellt 
sind Rehabilitationszentren für Herz- und Kreislauf- 
kranke (Bad Krozingen), für innere Krankheiten, 
(Lippoldsberg, Kreis Hofgeismar), für hirnverletzte 
Jugendliche (Gailingen, Kreis Stockach). Geplant 
sind außerdem eine Einrichtung für Rheumakranke 
und ein Zentrum für Schädel-Hirnverletzte. Ein Zen- 
trum für Querschnittgelähmte ist in Bayreuth im 
Bau. 
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4. Werkstätten für Behinderte 

Die Werkstätten sind Wirtschaftsbetriebe, die den 
Schwerstbehinderten, die wegen des Grades ihrer 
Behinderung auf dem freien Arbeitsmarkt nicht oder 
noch nicht Unterkommen, behindertengerechte Ar- 
beitsplätze anbieten. Werkstätten sollten in der 
Regel mindestens 120 Arbeitsplätze haben und um- 
fassende Rehabilitationsmaßnahmen mit dem Ziel 
durchführen, die Behinderten zu einer Tätigkeit auf 
dem freien Arbeitsmarkt zu befähigen. 

Bedarfsplanung und Finanzierung der Werkstätten 
für Behinderte werden von der Bundesanstalt für 
Arbeit in Zusammenarbeit mit den überörtlichen 
Trägern der Sozialhilfe durchgeführt. Hierfür hat 
die Bundesanstalt für Arbeit 1971 im Rahmen ihrer 
Gesamtzuwendungen für die Einrichtungen der 
beruflichen Rehabilitation (41,3 Mio DM) insge- 
samt 23,2 Mio DM bewilligt. Die entsprechenden 
Haushaltsansätze der Bundesanstalt für 1972 be- 
laufen sich auf 105 Mio DM, darunter 26,9 Mio DM 
für Werkstätten für Behinderte. In einer ersten 
Ausbaustufe ist die Schaffung von 40 Werkstätten 
vorgesehen, die als Modelle für die weitere Be- 
darfsdeckung gelten sollen. Der Bund hat im Hin- 
blick auf den überwiegend regionalen Einzugs- 
bereich nur im Zonenrandgebiet aufgrund des 
Zonenrandförderungsgesetzes die Möglichkeit, 
den Bau von Werkstätten für Behinderte zu finan- 
zieren. 

Die Planungen für die berufliche Rehabilitation 
gehen davon aus, daß die Einrichtungen möglichst 
allen Behinderungsarten offenstehen sollen. Soweit 
wegen Art und Schwere der Behinderung eine Spe- 
zialbetreuung notwendig ist, wird von diesem 


Grundsatz abzugehen sein. Das gilt in erster Linie 
für die berufliche Rehabilitation der Blinden sowie 
der Hör- und Sprachgeschädigten. In dem „Ausschuß 
für Blindenberufe" und der „Arbeitsgemeinschaft für 
die Rehabilitation der Hör- und Sprachgeschädig- 
ten", die beide beim Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung eingerichtet sind, ist eine Bestandsauf- 
nahme der in der Bundesrepublik vorhandenen 
Spezialeinrichtungen eingeleitet worden. Auf der 
Grundlage dieser Erhebung soll in nächster Zeit ein 
Konzept zur Neuordnung und Verbesserung der Ein- 
richtungen zur beruflichen Rehabilitation der Blin- 
den sowie der Hör- und Sprachgeschädigten erar- 
beitet werden. 

e) Bundesregierung und Bundesarbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation haben gemeinsam die Vorausset- 
zungen dafür geschaffen, daß ab 1. Januar 1971 erst- 
mals eine einheitliche Statistik der Rehabilitation 
durchgeführt wird; allerdings ist es bisher nicht ge- 
lungen, auch die Sozialhilfe und die Kriegsopferver- 
sorgung in diese Statistik einzubeziehen. Gleichwohl 
wird es möglich sein, die zahlenmäßige Größe des in 
der Rehabilitation betreuten Personenkreises, seine 
Zusammensetzung, den Umfang, die Kosten und den 
Erfolg der bewilligten Rehabilitationsmaßnahmen 
darzulegen und Anhaltspunkte für den Bedarf an 
Einrichtungen der Rehabilitation zu erhalten. 

In diesem Zusammenhang ist auch hinzuweisen auf 
ein Vorhaben des Bundesministers für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit zur zahlenmäßigen Feststel- 
lung der verschiedenen Behindertenformen im kind- 
lichen und jugendlichen Alter; hierdurch sollen 
Grundlagen für eine Bedarfsforschung und die Pla- 
nung von Rehabilitationseinrichtungen geschaffen 
werden. 
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Anlage 1 

(zum Abschnitt I des Berichts) 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
Richtlinien über Auskunftsstellen und Beratungsstellen für Rehabilitation 


I. Auskunftsstellen für Rehabilitation 

1 . Aufgaben der Auskunftsstellen 

Aufgaben der Auskunftsstellen sind: 

a) den Behinderten über ihre Rehabilitations- 
möglichkeiten allgemein Rat und Auskunft zu 
erteilen; 

b) den im Einzelfall zuständigen Träger der 
Rehabilitation festzustellen und den Behin- 
derten oder ggf. seinen gesetzlichen Vertreter 
hierüber zu unterrichten. Bei Zweifeln über 
die Zuständigkeit hat die Auskunftsstelle da- 
für zu sorgen, daß die Vorleistungspflicht der 
Träger der Sozialhilfe oder der Bundesanstalt 
für Arbeit zum Zuge kommt; 

c) Anträge auf Rehabilitationsmaßnahmen ent- 
gegenzunehmen und an den zuständigen Trä- 
ger der Rehabilitation weiterzuleiten. 

2. Netz von Auskunftsstellen 
Auskunftsstellen für Rehabilitation sind so zahl- 
reich einzurichten, daß jeder Behinderte ohne 
großen zeitlichen Aufwand und ohne besondere 
Anstrengung eine Auskunftsstelle erreichen 
kann. 

Auskunftsstellen sollen bei folgenden Dienststel- 
len vorhanden sein: 

a) den Trägern der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung, 

b) den gesetzlichen Trägern der Rehabilitation, 

c) den Versicherungsämtern, 

d) den Gesundheitsämtern. 

3. Ausstattung der Auskunftsstellen 

Die zuständigen Träger der Auskunftsstellen sind 
dafür verantwortlich, daß die Auskunftsstellen 
personell und sachlich ausreichend ausgestattet 
sind, um die anfallende Arbeit unverzüglich er- 
ledigen zu können. 

über die Auskunftsstellen werden regional ge- 
gliederte Verzeichnisse geführt, die die Ärzte 
und alle mit dem Rehabilitationsgeschehen be- 
teiligten Dienststellen über die Möglichkeiten 
zur Auskunftserteilung unterrichten. 

4. Kennzeichnung der Auskunftsstellen 

Die Auskunftsstellen sollen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland einschließlich Westberlin mit 
einem besonderen Signum gekennzeichnet wer- 
den, damit die Behinderten sie ohne Schwierig- 
keiten finden können. 

5. Mitarbeit der freien Verbände 

Eine Unterstützung der Auskunftsstellen durch 
Verbände (caritative Verbände, Kriegsbeschädig- 
tenverbände, sonstige Verbände der Behinder- 
ten) wird begrüßt. Diese Stellen werden nach 
näherer Vereinbarung der Spitzenverbände mit 
dem gleichen fachlichen Material zur Auskunfts- 
erteilung ausgestattet. Abgegebene Anträge kön- 
nen erst mit dem Eingang beim Träger der Reha- 
bilitation als gestellt angesehen werden. 


6. Weiterleitung von Anträgen 

Kommt ein Träger der Rehabilitation, an den ein 
Behinderter verwiesen ist, nach näherer Prüfung 
zu dem Ergebnis, daß ein anderer Träger lei- 
stungspflichtig ist, so hat er von sich aus den 
Behinderten an den verantwortlichen Träger 
(ggf. an den Vorleistungspflichtigen) heranzu- 
führen, ohne der Entscheidungsbefugnis dieses 
Trägers vorzugreifen. 

II. Beratungsstellen für Behinderte 

1. Aufgaben der Beratungsstellen 

Aufgaben der Beratungsstellen sind: 

a) Behinderte über ihre Rehabilitationsmöglich- 
keiten individuell und umfassend zu beraten; 

b) Behinderten im Rahmen des Gesamtplanes 
während und nach Rehabilitationsmaßnahmen 
behilflich zu sein, um ihre dauerhafte Einglie- 
derung in Arbeit, Beruf und Gesellschaft 
sicherzustellen. 

2. Netz von Beratungsstellen 

Die Träger der Rehabilitation richten eine aus- 
reichende Zahl von Beratungsstellen für Reha- 
bilitation ein. Durch Vereinbarungen kann eine 
Beratungsstelle auch für mehrere Träger tätig 
sein (z. B. Vertrauensärztlicher Dienst). 

3. Ausstattung der Beratungsstellen 

Die Träger sind verantwortlich, daß die per- 
sonelle und sachliche Ausstattung der Beratungs- 
stellen der anfallenden Arbeit entspricht. Anzu- 
streben ist, daß außer dem Arzt weitere Fach- 
dienste, z. B. Sozialberater/Berufshelfer/Rehabili- 
tationsberater, mitwirken können. 

III. Mitwirkung der Behinderten 

Die Auskunftsstellen haben nur die Behinderten an 
die Träger weiterzuleiten, die zustimmen. Falls ein 
Ratsuchender kein Rehabilitationsverfahren wünscht, 
kann er weder unmittelbar noch mittelbar dazu ge- 
zwungen werden. Wesentlich ist, daß den Behinder- 
ten bei den Auskunfts- wie bei den Beratungsstellen 
das Ziel der Rehabilitation erläutert wird. 

IV. Verfahren 

1. Die Mitglieder der Bundesarbeitsgemeinschaft 
haben diese Richtlinien an die ihnen angeschlos- 
senen Träger der Rehabilitation zur Durchfüh- 
rung weiterzuleiten und ggf. ergänzende Anre- 
gungen - in Zusammenarbeit mit der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation-zu geben. 

2. Die Bundesarbeitsgemeinschaft hat diese Richt- 
linien an die caritativen Verbände, Verbände der 
Kriegsbeschädigten und sonstigen Verbände der 
Behinderten zu leiten mit der Bitte, das Vorhaben 
der Bundesarbeitsgemeinschaft nach Kräften zu 
unterstützen. 

3. Die Bundesarbeitsgemeinschaft hat die Einrich- 
tung und Qualifizierung der Auskunfts- und 
Beratungsstellen zu fördern. 
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Anlage 2 

(zum Abschnitt I des Berichts) 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 

Vereinbarung über Zusammenarbeit und Verfahren 
bei der Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 
(berufliche Rehabilitation) 

- Frankfurter Vereinbarung - 
vom 1. Oktober 1971 

In Ausführung der Grundsätze „Rehabilitation als § 1 Personenkreis 


gemeinsame Aufgabe ihrer Träger" treffen über Zu- 
sammenarbeit und Verfahren bei der Arbeits- und 
Berufsförderung Behinderter (berufliche Rehabili- 
tation) nachstehende Mitglieder der Bundesarbeits- 
gemeinschaft für Rehabilitation 

Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Haupt- 
fürsorgestellen 
Bundesanstalt für Arbeit 

Bundesarbeitsgemeinschaft der gemeindlichen 
Unfallversicherungsträger 
Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen 
Träger der Sozialhilfe 

Bundesverband der Betriebskrankenkassen 
Bundesverband der Innungskrankenkassen 
Bundesverband der Landkrankenkassen 
Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 
Bundesverband der Ortskrankenkassen 
Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen 

Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften 

Verband der Angestellten-Krankenkassen 
Verband der Arbeiter-Ersatzkassen 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
und die 

Bundesärztekammer 
Kassenärztliche Bundesvereinigung 
folgende Vereinbarung: 

Präambel 

Die umfassenden Maßnahmen der Arbeits- und Be- 
rufsförderung (berufliche Rehabilitation) haben bei 
allen Rehabilitationsträgern das gleiche Ziel, die Be- 
hinderten vollständig und dauerhaft in Arbeit, Beruf 
und Gesellschaft einzugliedern und damit von der 
Hilfe anderer möglichst unabhängig zu machen. Die 
Partner der Vereinbarung sind deshalb zugleich in 
Ausführung der von der Mitgliederversammlung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation be- 
schlossenen „Grundsätze über die Rehabilitation als 
gemeinsame Aufgabe ihrer Träger" übereingekom- 
men, alle notwendigen Vorkehrungen für eine volle 
Anwendung aller Möglichkeiten einer zeitgemäßen 
Arbeits- und Berufsförderung und für einen raschen 
Fortgang des Rehabilitationsverfahrens zu treffen. 

* 


Diese Vereinbarung bezieht sich auf körperlich, gei- 
stig oder seelisch behinderte Personen, deren Aus- 
sichten, beruflich eingegliedert zu werden oder zu 
bleiben, infolge der Behinderung wesentlich gemin- 
dert sind und die deshalb besonderer Hilfen bedür- 
fen. Diesen Behinderten stehen die Personen gleich, 
denen eine solche Behinderung droht. 

§ 2 Auskunfts- und Beratungsstellen 
(Anlaufstellen) 

(1) Anlaufstellen für die Arbeits- und Berufsförde- 
rung Behinderter sind die Auskunfts- und Bera- 
tungsstellen. Auskunftsstellen sind: 

Die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Krankenkassen) *) 

die gesetzlichen Träger der Rehabilitation 
(Rehabilitationsträger) **) 
die Versicherungsämter 

die Ortsbehörden für Arbeiter- und Angestellten- 
versicherung in Baden-Württemberg 
die Gesundheitsämter 
Beratungsstellen sind: 

die gesetzlichen Träger der Rehabilitation 
(Rehabilitationsträger) **) 
die Gesundheitsämter. 

(2) Aufgaben der Auskunftsstellen sind: 

1. den Behinderten über ihre Rehabilitationsmög- 
lichkeiten allgemein Rat und Auskunft zu er- 
teilen; 

2. den im Einzelfall zuständigen Rehabilitations- 
träger festzustellen und den Behinderten oder 
gegebenenfalls seinen gesetzlichen Vertreter 
hierüber zu unterrichten. Bei Zweifeln über die 
Zuständigkeit hat die Auskunftsstelle dafür zu 
sorgen, daß die Vorleistungspflicht der Träger 
der Sozialhilfe oder der Bundesanstalt für Arbeit 
zum Zuge kommt; 

*) Die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Krankenkassen) sind: die Ortskrankenkassen, die 
Landkrankenkassen, die Betriebskrankenkassen, die 
Innungskrankenkassen, die Angestelltenkrankenkas- 
sen, die Arbeiterersatzkassen, die Seekrankenkasse 
(Seekasse) und die knappschaftliche Krankenversiche- 
rung (Bundesknappschaft). 

**) Gesetzliche Träger der Rehabilitation (Rehabilitations- 
träger) sind die Träger 
der Rentenversicherung, 
der Unfallversicherung, 

der Kriegsopferversorgung, der Kriegsopfer- und 

Schwerbeschädigtenfürsorge, 

der Sozialhilfe 

und 

die Bundesanstalt für Arbeit. 
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3. Anträge auf Rehabilitationsmaßnahmen ent- 
gegenzunehmen und an den zuständigen Reha- 
bilitationsträger weiterzuleiten. 

(3) Aufgaben der Beratungsstellen sind: 

1. Behinderte über ihre Rehabilitationsmöglichkei- 
ten individuell und umfassend zu beraten; 

2. Behinderten im Rahmen des Gesamtplanes wäh- 
rend und nach Rehabilitationsmaßnahmen behilf- 
lich zu sein, um ihre dauerhafte Eingliederung in 
Arbeit, Beruf und Gesellschaft sicherzustellen. 

(4) Dem Eingang des Antrags des Behinderten auf 
Arbeits- und Berufsförderung bei dem zuständigen 
Rehabilitationsträger steht der Eingang des Antrags 
bei einer anderen Auskunfts- oder Beratungsstelle 
gleich. Die Auskunfts- oder Beratungsstelle hat den 
Antrag unverzüglich dem zuständigen Rehabili- 
tationsträger zuzuleiten. 

§ 3 Veranlassung von Maßnahmen der Arbeits- 
und Berufsförderung durch Ärzte 

Die Ärzte (z. B. freipraktizierende Ärzte/Kranken- 
hausärzte/Werksärzte) unterrichten im Einverneh- 
men mit dem Behinderten die Krankenkasse oder 
eine andere Auskunftsstelle, wenn Maßnahmen der 
Arbeits- oder Berufsförderung angezeigt erschei- 
nen. Das Nähere regeln Vereinbarungen zwischen 
der Bundesärztekammer, der Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigung und den Rehabilitationsträgern so- 
wie den Krankenkassen auf Bundesebene. 

§ 4 Veranlassung von Maßnahmen der Arbeits- 
und Berufsförderung durch Rehabilitationsträ- 
ger und Krankenkassen 

(1) Die Rehabilitationsträger und die Krankenkas- 
sen unterrichten nach einheitlichem Formblatt un- 
verzüglich den zuständigen Rehabilitationsträger, 
wenn sie feststellen, daß für eine Person Maßnah- 
men der Arbeits- und Berufsförderung angezeigt er- 
scheinen. 

(2) Die Rehabilitationsträger prüfen, insbesondere 
bei Durchführung medizinischer Maßnahmen und vor 
der Gewährung von Renten wegen einer Erwerbs- 
minderung, ob zur Eingliederung in Arbeit, Beruf 
und Gesellschaft Maßnahmen der Arbeits- und 
Berufsförderung notwendig sind. 

§ 5 Beratung 

(1) Befindet sich ein Behinderter nicht nur vorüber- 
gehend in einer Krankenanstalt oder einer medizini- 
schen Rehabilitationsstätte und kommt für ihn eine 
Arbeits- und Berufsförderung in Betracht, so veran- 
laßt der zuständige Rehabilitationsträger seine Be- 
ratung im Zusammenwirken mit dem Arzt der Ein- 
richtung und den Fachdiensten der Bundesanstalt für 
Arbeit. 

(2) Die Rehabilitationsträger richten in medizini- 
schen Rehabilitationsstätten und Schwerpunktkran- 
kenhäusern regelmäßige Sprechtage ein. Andere 
Einrichtungen sind nach Bedarf von den Fachkräften 
der Rehabilitationsträger zu besuchen. Die Durch- 
führung im einzelnen regeln auf der Ebene der Lan- 


desversicherungsanstalten bezirkliche Absprachen 
der Rehabilitationsträger. 

§ 6 Beteiligung 

(1) Sobald erkennbar wird, daß ein Behinderter 
einer Maßnahme der Arbeits- und Berufsförderung 
bedarf, unterrichtet nach einheitlichem Formblatt der 
Rehabilitationsträger die zuständige Dienststelle der 
Bundesanstalt für Arbeit. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 übersendet der 
Rehabilitationsträger der zuständigen Dienststelle 
der Bundesanstalt für Arbeit folgende Unterlagen: 

1. Angaben zur Person und zum Berufsbild (nach 
Formblatt), 

2. vorhandene ärztliche Gutachten, die über den 
Funktionsverlust und das verbliebene Leistungs- 
vermögen Auskunft geben. 

Zugleich nennt der Rehabilitationsträger die Gründe 
für die Notwendigkeit einer Arbeits- und Berufs- 
förderung. 

(3) Die Rehabilitationsträger werden dafür Sorge 
tragen, daß nach Möglichkeit wiederholte Unter- 
suchungen vermieden werden. 

§ 7 Verfahren 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeit unterbreitet in den 
Fällen des § 6 dieser Vereinbarung unter Berücksich- 
tigung von Eignung und Neigung des Behinderten 
sowie Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes 
dem zuständigen Rehabilitationsträger unverzüglich 
einen Eingliederungsvorschlag. Ist zu diesem Zweck 
nach Auffassung der Bundesanstalt oder des Reha- 
bilitationsträgers eine mündliche Beratung mit Fach- 
kräften (Gruppenberatung) notwendig, beteiligt die 
federführende Dienststelle der Bundesanstalt für Ar- 
beit den Rehabilitationsträger und zieht im Einver- 
nehmen mit den Behinderten weitere Personen 
hinzu. 

(2) Die Bundesanstalt für Arbeit begründet ihren 
Eingliederungsvorschlag. Falls fachdienstliche Gut- 
achten, insbesondere das Eignungsgutachten des 
Fachpsychologen und die Stellungnahme des Ar- 
beitsamtsarztes vorliegen, werden sie beigefügt. Bei 
Vorschlägen von Umschulungen werden Hinweise 
über die beruflichen Aussichten auf dem allgemei- 
nen Arbeitsmarkt gegeben. 

(3) Stimmen der Behinderte und der Rehabilita- 
tionsträger dem Eingliederungsvorschlag zu, wird er 
Bestandteil des Gesamtplanes. Lehnt der Rehabili- 
tationsträger im Ausnahmefall den Eingliederungs- 
vorschlag ab, so wird von ihm kurzfristig ein über- 
örtliches Rehabilitationsteam einberufen, das zu dem 
Eingliederungsvorschlag abschließend Stellung 
nimmt. 

(4) Mitglieder des überörtlichen Rehabilitations- 
teams sind: 

je ein Vertreter 

des verantwortlichen Rehabilitationsträgers 
und des Landesarbeitsamtes 
mit Entscheidungsbefugnis, 
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ferner je nach Bedarf notwendige Sachverstän- | 
dige als Berater. j 

(5) Die Erfahrungen des überörtlichen Rehabili- 
tationsteams sollen von Zeit zu Zeit allen Rehabili- 
tationsträgern zugänglich gemacht werden. 

(6) Falls die Bundesanstalt für Arbeit im Einzelfall 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen eine Arbeits- 
und Berufsförderung für angezeigt hält, die nicht in 
den gesetzlichen Rahmen des zuständigen Rehabili- 
tationsträgers fällt, wird die Bundesanstalt für Ar- 
beit diese Maßnahmen als Förderungsträger in eige- j 
ner Zuständigkeit durchführen. 

§ 8 Durchführung des Gesamtplanes 

(1) Der zuständige Rehabilitationsträger führt den 
Gesamtplan durch. Er unterrichtet die Bundesanstalt | 
für Arbeit über den Beginn der Maßnahmen. Auf j 
Wunsch des Rehabilitationsträgers führt die Bundes- j 
anstalt den Gesamtplan durch. Der Rehabilitations- j 
träger oder gegebenenfalls die Bundesanstalt weist j 
den Behinderten unverzüglich in die vorgesehene ; 
Berufsförderungseinrichtung ein. 

(2) Die Arbeitsvermittlung zum Abschluß der Maß- j 
nahmen der Arbeits- und Berufsförderung führt | 
grundsätzlich die Bundesanstalt für Arbeit durch. | 

§ 9 Betreuung j 


Arbeit, daß er zuständig ist, wird der Zeitpunkt der 
Übernahme der Leistungen vereinbart. Die bis dahin 
aufgewendeten Kosten - mit Ausnahme der Ver- 
waltungskosten und Zinsen - werden insoweit er- 
stattet, als der Rehabilitationsträger nach den für 
ihn geltenden Vorschriften zur Leistung verpflichtet 
gewesen wäre. 

§ 1 1 Leistungsrahmen 

Die Rehabilitation umfaßt alle im Einzelfall notwen- 
digen Leistungen. Die Rehabilitationsträger stimmen 
den hierzu erforderlichen Leistungsrahmen auf der 
Ebene der Bundesarbeitsgemeinschaft ab. Dabei wird 
darauf Bedacht genommen, daß Gleiches auch gleich 
behandelt und die Rehabilitation des einzelnen je- 
weils in der Hand eines Rehabilitationsträgers 
bleibt. 

§ 12 Verhältnis Rehabilitationsträger zur Berufs- 
förderungswerken 

(1) Die Partner der Vereinbarung beraten im Rah- 
men der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili- 
tation: 

1. die Notwendigkeit der Errichtung bzw. des Aus- 
baues von Berufsförderungswerken sowie über 
den Bedarf an neuen Umschulungsplätzen; 

2. die Zusammenarbeit mit den Berufsförderungs- 
werken. 


(1) Während einer stationären Arbeits- und Berufs- 
förderung wird der Behinderte von dem zuständigen 
Rehabilitationsträger betreut. Hiervon unberührt 
bleibt die Betreuung durch die Umschulungsstätte. 
Kommt eine Änderung des Gesamtplanes (vgl. § 7) 
in Betracht, beteiligt der zuständige Rehabilitations- 
träger erneut die Bundesanstalt für Arbeit. 

(2) Nachgehende Maßnahmen zur Sicherung des 
Rehabilitationserfolges sind Teil der Rehabilitation. 
Sie sind von dem für die Arbeits- und Berufsförde- 
rung zuständigen Rehabilitationsträger zu gewäh- 
ren. Die nachgehende Fürsorge durch die Haupt- 
fürsorgestellen und die Überwachung des Vermitt- 
lungserfolges durch die Bundesanstalt für Arbeit 
bleiben unberührt. 

§ 10 Vorleistung 

(1) Hält eine Dienststelle der Bundesanstalt für Ar- 
beit einen anderen Rehabilitationsträger zur Durch- 
führung einer Maßnahme der beruflichen Rehabili- 
tation für zuständig, so benachrichtigt sie diesen un- 
verzüglich. Der andere Rehabilitationsträger teilt 
der Dienststelle der Bundesanstalt für Arbeit inner- 
halb von vier Wochen seit dem Eingang dieser Be- 
nachrichtigung mit, ob er seine Zuständigkeit als 
gegeben ansieht. Bejaht dieser seine Zuständigkeit, 
so entfällt eine Vorleistung seitens der Bundes- 
anstalt für Arbeit. 

(2) Die Bundesanstalt für Arbeit ist gehalten, Vor- 
leistungen zu gewähren, wenn sich bei nicht geklär- 
ter Zuständigkeit die Durchführung der Maßnahmen 
zu verzögern droht. 

(3) Erklärt der angegebene Rehabilitationsträger 
der vorleistenden Dienststelle der Bundesanstalt für 


(2) Die Partner der Vereinbarung werden über die 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation die Be- 
rufsförderungswerke veranlassen, ein Jahr vor Be- 
ginn ihre Ausbildungsprogramme und Kapazitäten 
mitzuteilen und unverzüglich die Vollbesetzung 
eines Programms anzuzeigen. Diese Mitteilungen 
werden nach Zusammenstellung an alle Rehabili- 
tationsträger weitergegeben. 

§ 13 Öffentlichkeitsarbeit 

Um Behinderte und von einer Behinderung Bedrohte 
aufzuklären und alle notwendigen Hilfen zuteil wer- 
den zu lassen sowie Anregungen von allen in Frage 
kommenden Stellen - insbesondere den Ärzten - zu 
erhalten, sind diese Stellen umfassend über die Mög- 
lichkeiten der Rehabilitation zu unterrichten. Die 
hierfür notwendige Öffentlichkeitsarbeit werden die 
Rehabilitationsträger auf der Ebene der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation abstimmen. 

§ 14 Zweiseitige Absprachen 

Für Fragen, die nur zwei Trägergruppen betreffen, 
sind zweiseitige Absprachen möglich. Sie werden in 
einem Anhang dieser Vereinbarung aufgenommen. 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
hat das Recht, an zweiseitigen Verhandlungen der 
Partner beratend teilzunehmen. 

§ 15 Inkrafttreten 

(1) Diese Vereinbarung tritt am 1. Oktober 1971 in 
Kraft. 

(2) Die Partner der Vereinbarung werden auf der 
Ebene der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabili- 

| tation in angemessenen Zeitabständen prüfen, ob die 
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Vereinbarung aufgrund der zwischenzeitlich gewon- 
nenen Erfahrungen verbessert oder wesentlich ver- 
änderten Verhältnissen angepaßt werden muß. 

Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Hauptfürsorge- 
stellen: 

Strohn 

Landesrat 

Bundesanstalt für Arbeit: 

S t i n g 1 
Präsident 

Bundesarbeitsgemeinschaft der gemeindlichen 
Unfallversicherungsträger: 

Dr. F a y 
Vorsitzender 

Kotz 

Geschäftsführer 

Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger 
der Sozialhilfe: 

Schwörer 
Verbandsdirektor 
Stellvertretender Vorsitzender 

Bundesverband der Betriebskrankenkassen: 

Dr. H. A. Bischoff 

Der Vorsitzende des Vorstandes 

Peter Hubert 

Der stellv. Vorsitzende des Vorstandes 

Bundesverband der Innungskrankenkassen: 

D e r w a 1 d 
Vorstandsvorsitzender 

Welke 

Stellvertretender Vorstandsvorsitzender 

Bundesverband der Landkrankenkassen: 

F. G r o d d 

Vorsitzender des Vorstandes 
Meier 

Stellv. Vorsitzender des Vorstandes 

Bundesverband der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften : 

Lindemann 

Verbandsvorsitzender 


Noell 

Verbandsdirektor 

Bundesverband der Ortskrankenkassen: 

Rueggenberg 

Vorsitzender 

L e m m e r 

Stellvertretender Vorsitzender 

Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen: 

Lindemann 

Vorstandsvorsitzender 

Noell 

Verbandsdirektor 

Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen' 
schäften: 

Hopf 

Vorstandsvorsitzender 
Dr. Bischoff 

Stellvertretender V orstandsvorsitzender 

Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V.: 

Vesper 

Geschäftsführer 

Verband der Arbeiter-Ersatzkassen e. V.: 

Vesper 

Geschäftsführer 

Verband Deutscher Rentenversicherungsträger: 
Muhr 

Der Vorsitzende des Vorstandes 
Dr. E i c h 1 e r 

Der stellv. Vorsitzende des Vorstandes 

Bundesärztekammer: 

Prof. Dr. Dr. h. c. Ernst Fromm 
Präsident 

Kassenärztliche Bundesvereinigung : 

Dr. M u s c h a 1 1 i k 
Vorsitzender 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation: 

A. Schmidt 

Der Vorsitzende des Vorstandes 
Dr. Bischoff 

Der stellv. Vorsitzende des Vorstandes 
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Anlage 3 

zum Abschnitt II des Berichts 


Zur Arbeits- und Berufsförderung behinderter Personen 
(Berufliche Rehabilitation) im Jahre 1970 


Großes Bedürfnis an Rehabilitationsmaßnahmen 

Die Rehabilitation behinderter Menschen gehört zu den 
wichtigen sozialpolitischen Aufgaben. Einige Daten sol- 
len den Umfang dieser Aufgabe verdeutlichen: Die 
Zahl der Behinderten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land wird auf 4 Millionen geschätzt. Darunter befinden 
sich etwa 1,5 Millionen Frühinvaliden. Der gesetzlichen 
Unfallversicherung wurden 1968 allein 2,26 Millionen 
Arbeitsunfälle im engeren Sinn gemeldet. Das ergibt 
rechnerisch, daß jeder zehnte Arbeitnehmer jährlich 
einen Unfall erleidet, der zu einer länger als drei Tage 
dauernden Arbeitsunfähigkeit führt. Dazu kamen noch 
25 800 Meldungen über Berufskrankheiten. Auf den 
Straßen wurden 1969 über 472 000 Personen bei Ver- 
kehrsunfällen verletzt. Ferner werden jährlich etwa 
60 000 bis 80 000 Kinder mit körperlichen oder geisti- 
gen Behinderungen geboren, die eine Förderung und 
Betreuung in Sondereinrichtungen erforderlich machen. 

Die Rehabilitation soll den Behinderten Chancen zur 
Selbstbehauptung und Selbstentfaltung eröffnen, die zu 
günstigeren Lebens- und Arbeitsbedingungen führen. 
Dieses Ziel läßt sich nur im Zusammenwirken aller an 
der Rehabilitation beteiligten Stellen erreichen. Die Bun- 
desanstalt für Arbeit hat dabei die Aufgabe, sich der 
beruflichen Rehabilitation behinderter Personen anzu- 
nehmen. Das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) vom 
1 . Juli 1969 brachte zur Arbeits- und Berufsförderung 
behinderter Personen eine Erweiterung der gesetzlichen 
Grundlagen für eine wirksame individuelle und insti- 
tutioneile Förderung. Hierzu erließ der Verwaltungsrat 
der Bundesanstalt am 2. Juli 1970 die vom Gesetz vor- 
gesehene Anordnung, die Näheres über Voraussetzun- 
gen, Art und Umfang der beruflichen Rehabilitation be- 
stimmt. Die Maßnahmen nach dieser Anordnung sind im 
Rahmen der Zielsetzung des Arbeitsförderungsgeset- 
zes darauf ausgerichtet, die Behinderten vollständig 
und dauerhaft in Arbeit und Beruf einzugliedern. 

Behinderte im Sinne dieser Anordnung sind Personen, 
die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind, 
deren Aussichten, beruflich eingegliedert zu werden 
oder zu bleiben infolge der Behinderung nicht nur 
vorübergehend wesentlich gemindert sind und die des- 
halb besonderer Hilfen bedürfen. Den Behinderten ste- 
hen auch solche Personen gleich, denen eine solche 
Behinderung droht. 

Die Bundesanstalt arbeitet bei der Arbeits- und Berufs- 
förderung behinderter Personen mit den Renten- und 
Unfallversicherungsträgern, der öffentlichen Sozial- 
hilfe, den Hauptfürsorgestellen und anderen entspre- 
chenden Stellen eng zusammen. Da diese Institutionen 


die Bundesanstalt zu beteiligen haben, bevor sie eine 
Maßnahme zur beruflichen Rehabilitation einleiten, 
nimmt die Bundesanstalt eine Zentralstellung für die 
berufliche Rehabilitation ein. Ebenso besteht ein stän- 
diger Kontakt zu den Rehabilitationsstätten hinsichtlich 
der Gestaltung der Ausbildungsprogramme, Schulungs- 
räume und Ausbildungsplätze und der Errichtung und 
Ausstattung von Werkstätten für Behinderte. 

Mit der Ein- und Wiedereingliederung behinderter Per- 
sonen in das Erwerbsleben befassen sich in vielfältiger 
Weise die Arbeitsämter mit ihren Fachdiensten. Diese 
Aufgabe nehmen besonders geschulte Rehabilitations- 
berater wahr, die von Arbeitsamtsärzten, Fachpsycho- 
logen und in technischen Fragen von technischen Be- 
ratern unterstützt werden. Die Beratungsergebnisse 
dieserTeams bilden die Entscheidungsgrundlage dafür, 
auf welche Weise die berufliche Rehabilitation am be- 
sten erreicht werden kann. 

1970 über 80 000 Rehabilitationsfälle abschließend be- 
arbeitet 

Wenn auch nicht jede Behinderung die Frage einer be- 
ruflichen Rehabilitation aufwirft, so trifft dies doch für 
viele Arbeits- und Berufsunfälle zu. Hinzu kommt die 
große Zahl von Krankheiten, die die Betroffenen zu be- 
ruflichen Veränderungen oder Anpassungen zwingt. Im 
Jahr 1970 wurden 118 800 Rehabilitationsfälle an die 
Arbeitsämter herangetragen. Das waren 15 200 oder 
12,8% Fälle mehr als 1969. Von den Arbeitsämtern 

Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabilitation 


Kalenderjahr 

Abschließend 

bearbeitete 

Einzelfälle 

Mehr (+) oder 
weniger ( — ) 
gegenüber 
dem Vorjahr 
in % 

Abschließend 
bearbeitete 
Reha-Fälle auf 
10000 unselb- 
ständige Er- 
werbspersonen 

1959 

33 937 


16,9 

1960 

41 332 

+ 21,8 

20,1 

1961 

45 753 

+ 10,7 

21,9 

1962 

48 751 

+ 6,6 

23,1 

1963 

50 839 

+ 4,3 

23,7 

1964 

50 693 

— 0,3 

23,6 

1965 

54 204 

+ 6,9 

24,9 

1966 

54 838 

+ 1,2 

25,0 

1967 

56 013 

+ 2,1 

26,8 

1968 

67 559 

-!■ 20,6 

32,3 

1969 

73 478 

: 8,8 

34,4 

1970 

80 090 

+ 9,0 

36,9 


ANBA Nr 9 > 1971 
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konnten 1970 insgesamt 80 100 Einzelfälle behinderter 
Personen abschließend bearbeitet werden; davon be- 
trafen 63 600 oder 79,4% Männer und 16 500 oder 
20,6% Frauen. Insgesamt waren es 6 600 oder 9,0% 
Rehabilitationsmaßnahmen mehr als 1969. Während 
auf 10 000 unselbständige Erwerbspersonen 1959 erst 
17 abschließend bearbeitete Einzelfälle kamen, waren 
es 1970 mehr als doppelt so viele, nämlich fast 37. 
Wenn auch bei dem heutigen Stand der medizinischen 
Wissenschaft nach vielen Krankheiten und Unfällen die 
vor dem Schadensereignis vorhandene Leistungsfähig- 
keit und Belastbarkeit durch therapeutische Maßnah- 
men wieder erreicht wird, so führen die Auswirkungen 
der Industrialisierung und der Technisierung doch dazu, 
daß die Bedeutung der beruflichen Rehabilitation wohl 
auch in Zukunft nicht geringer wird. 

Die nachfolgenden Ausführungen über die persönlichen 
Merkmale der Behinderten, die durchgeführten berufs- 
vorbereitenden oder berufsfördernden Maßnahmen 
einschließlich besonderer finanzieller Förderung durch 
die Bundesanstalt sowie über das berufliche Rehabili- 
tationsergebnis beziehen sich ausschließlich auf sol- 
che Personen, deren Rehabi I itationsfall 1970 abschlie- 
ßend bearbeitet werden konnte. 


Altersgliederung der Behinderten leicht verändert: 
Jüngere Personen noch stärker beteiligt als 1969 

Die Altersgliederung der behinderten Personen, deren 
Fall 1970 abschließend bearbeitet wurde, zeigt im Ver- 
gleich zu 1969: In den Altersgruppen bis unter 35 Jahre 
lagen die absoluten Zahlen höher als damals, wenn 
auch in unterschiedlichem Ausmaß. Hierbei war die Zu- 
nahme absolut und prozentual um so größer, je jünger 
die Behinderten waren. So lag die Zahl der unter 
18 Jahre alten Personen um 5 000 oder 44,0% höher 
als 1969. Auch der Anstieg der Zahl der 18 bis unter 
25 Jahre alten Behinderten mit reichlich einem Viertel 
war weit überdurchschnittlich. In den Altersgruppen ab 
35 Jahre ergab sich dagegen ein Rückgang, der bei den 
45 bis unter 60 Jahre alten Personen mit 1 200 am größ- 
ten war. Das erklärt sich vor allem daraus, daß die 
ehemals große Rehabilitationsgruppe der Schwer- 
beschädigten des Zweiten Weltkrieges altersbedingt 
immer mehr an Gewicht verliert. 1970 gehörte reichlich 
ein Drittel der Behinderten den Altersgruppen bis zu 
25 Jahren an (1969 erst 28,5%). Dagegen waren 21,2% 
der Behinderten zwischen 45 und 60 Jahre alt. 1969 
hatte ihr Anteil noch 24,6% betragen. 


Abschließend bearbeitete Elnzelfälle der beruflichen 
Rehabilitation nach Altersgruppen 

1970 Mehr ( + ) oder Abhängig 

Lebensalter weniger ( — ) Erwerbs- 

gegenüber tätige 
dem Vorjahr 



absolut 

% 

absolut 

% 

in % 9 

unter 18 Jahre 

16 288 

20,3 

+ 4 976 

+ 44,0 

[ 20,9 

18 bis unter 25 Jahre 

12 194 

15,2 

+ 2 582 

+ 26,9 

25 bis unter 35 Jahre 

16 031 

20,1 

+ 622 

+ 4,0 

26,0 

35 bis unter 45 Jahre 

15 843 

19,8 

— 168 

— 1,0 

22,0 

45 bis unter 60 Jahre 

16 976 

21,2 

—1 166 

— 6,4 

23,9 

60 Jahre und älter 

2 758 

3,4 

— 234 

— 7,8 

7,2 

Insgesamt 

80 090 

100,0 

+ 6 612 

4- 9,0 

100,0 


9 Nach dem Mikrozensus Ende April 1970 


Stellt man den Altersaufbau der Behinderten von 1970 
dem der abhängig Erwerbstätigen gegenüber, so ergibt 
sich: In der Altersstufe bis unter 25 Jahren wiesen die 
Behinderten einen höheren Anteil auf als die Arbeit- 
nehmer überhaupt. Anders war die Situation bei Per- 
sonen im Alter von 25 Jahren und darüber. In diesen 
Altersgruppen lagen die Anteile der Erwerbstätigen 
deutlich über denen der Rehabilitanden. 

Die nachstehende graphische Darstellung zeigt den 
Anteil der Altersgruppen an den Behinderten. Da die in 
der Tabelle aufgeführten Altersgruppen eine unter- 
schiedlich große Anzahl von Jahrgängen umfassen, sind 
in der Graphik die Prozentzahlen auf die einzelnen 
Jahrgänge umgerechnet. Daraus ergibt sich bei den 
Behinderten unter 18 Jahren ein ausgeprägter Schwer- 
punkt in der Besetzung dieser drei Jahrgänge. Im Alter 
von 18 bis unter 60 Jahren zeigt die Häufigkeit des 
Merkmalswertes in den jeweiligen Klassenbreiten dann 
eine ziemlich gleichmäßige Verteilung der Behinderten 
auf die einzelnen Jahrgänge. Inwieweit die einzelnen 
Klassenbreiten allerdings homogen sind, läßt sich nicht 
sagen. Jedenfalls dürfte nach der hohen Besetzung in 
den Jahrgängen unter 18 Jahren die Häufigkeitsvertei- 
lung langsam abfallen. Ebenso wird die Merkmalsver- 
teilung bei den 45 bis unter 60 Jahre alten Behinderten 
recht schief verlaufen. 


BUNDESANSTALT FÜR ARBEIT/ STATISTIK /JC 

Errechnete Anteile der 
Rehabilitanden nach Jahrgängen in 
vH den Altersgruppen 1970 

(abschließend bearbeitete Einzelteile der beruflichen Rehabilitation) 

I unter 18 Jahre 


18 bis unter 25 Jahre 


25 bis unter 35 Jah r e 











35 bis unter 45 Jahre 


45 bis unter 60 Jahre 


nV.iii.Vi 


60 Jahre und aitor 


Schulbildung der Rehabilitanden 

Über die Schulbildung derRehabilitanden gibt die nach- 
folgende Tabelle Aufschluß. 72 300 oder über 90% hat- 
ten nur die Hauptschule besucht, darunter 17 100 oder 
ein Fünftel ohne Abschluß. Etwa 5 600 konnten den Be- 
such einer weiterführenden Schule aufweisen, darunter 
ein großer Teil mit mittlerem Bildungsabschluß oder mit 
Abitur. Unter den Rehabilitanden befanden sich ferner 
500 Personen mit einer abgeschlossenen Berufsfach- 
schul- oder Fachschulbildung. 
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Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabilitation nach der Schulbildung 


Schulbildung 

1970 

absolut 

% 

Hauptschulbildung 

72 338 

90,4 

darunter ohne Abschluß 

17 117 

21,4 

ohne mittleren Bildungsabschluß 

1 457 

1,8 

mit mittlerem Bildungsabschluß 

3 508 

4,4 

Abitur 

661 

0,8 

Fachschule 

505 

0,6 

Hochschule 

120 

0,1 

Schulbildung unbekannt 

1 501 

1,9 

Insgesamt 

80 090 

100,0 


Krankheitsfolgen nach wie vor häufigste Ursache 
der Behinderung 

Die häufigste Ursache der Behinderung waren Krank- 
heitsfolgen (58,5%). Die nächst größere Gruppe bil- 
deten, wenn auch mit deutlichem Abstand, Personen 
mit angeborenen Leiden (13,1 %). Erst an dritter Stelle 
folgten Rehabilitanden mit Arbeitsunfällen (8,8%), 
während bei 6,1 % andere Unfälle die Ursache der Be- 
hinderung war. Schließlich waren 5,1 % der Fälle auf 
Kriegs- und Wehrdienstbeschädigungen zurückzufüh- 
ren. 

Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabilitation nach der Ursache der Behinderung 

Mehr (+) oder 

Ursache der 1970 weniger ( — ) 

Behinderung gegenüber 

dem Vorjahr 



absolut 

% 

absolut 

% 

Krankheiten 

46 822 

58,5 \ 

+ 5 894 

+ 12,4 

Sonstige Ursachen 

6717 

8,4 I 



Angeborene Leiden 

10519 

13,1 

+ 981 

+ 10,3 

Arbeitsunfälle 

7011 

8,8 

+ 288 

+ 4,3 

Andere Unfälle 

4915 

6,1 

+ 250 

+ 5,4 

Kriegs- und Wehrdienst- 





beschädigungen 

4 106 

5,1 

— 801 

—16,3 

Zusammen 

80 090 

100,0 

+6 612 

+ 9,0 


Gegenüber 1969 war mit Ausnahme von Kriegs- und 
Wehrdienstbeschädigungen bei allen sonstigen Ur- 
sachen ein Anstieg zu verzeichnen, überdurchschnitt- 
lich erhöhte sich vor allem die Zahl der Behinderten 
mit Krankheitsfolgen einschließlich sonstiger Ursachen, 
nämlich um 5 900 oder 12,4%, gefolgt von jenen mit 
angeborenen Leiden um 1 000 oder 10,3%. Das erklärt 
sich vor allem daraus, daß durch die Fortschritte der 
Medizin gerade auch solche Personen medizinisch be- 
handelt werden können, bei denen früher keine Aus- 
sicht auf Wiederherstellung bestand. 

Die Ursache der Behinderung, kombiniert mit dem Alter 
der Rehabilitanden, zeigt hierbei gewisse Schwer- 
punkte. Unter den 18 Jahre alten Behinderten waren 
verständlicherweise solche mit angeborenen Leiden 
am häufigsten vertreten, doch machten Krankheiten 
und sonstige Ursachen ebenfalls einen erheblichen 
Anteil aus. In allen anderen Altersgruppen standen 
Krankheiten als Ursache an der Spitze. Das ist auf 
den hohen Anteil, den die Krankheiten an der Behin- 
derungsursache ausmachen, zurückzuführen, der sich 
dementsprechend stark auf die einzelnen Altersgrup- 
pen auswirkte. Bei den 18- bis 25jährigen folgten als 


weitere Ursache angeborene Leiden vor anderen 
Unfällen, vielfach aus dem Straßenverkehr resultie- 
rend. Im Alter von 25 bis unter 45 Jahren standen, wie 
gesagt, außer Krankheiten die Arbeitsunfälle im Vor- 
dergrund. Kriegs- und Wehrdienstbeschädigungen 
waren dagegen bei den 45 bis unter 60 Jahre alten 
Personen an zweiter Stelle. 

Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabilitation nach der Ursache der Behinderung und 
Altersgruppen 1970 


Ursache der 

unter 

18 

25 35 

bis unter 

45 

60 

Jahre 

Behinderung 

18 

25 

35 45 

Jahre 

in °/o 

60 

und 

älter 

Krankheiten 

22,2 

54,8 

69,0 

72,6 

69,2 

79,6 

Sonstige Ursachen 

29,4 

8,2 

2,1 

1,8 

1,6 

1,7 

Angeborene Leiden 

44,2 

16,0 

4,3 

2,5 

1,6 

0,7 

Arbeitsunfälle 

0.5 

7,8 

13,0 

13,5 

8,8 

9,7 

Andere Unfälle 

Kriegs- und Wehrdienst- 

3,7 

10,1 

9,1 

6,2 

3,5 

1,8 

beschädigungen 

0,0 

3,1 

2,5 

3,4 

15,3 

6,5 

Zusammen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Schäden und Erkrankungen des Stütz- und Bewegungs- 
apparates weiterhin an der Spitze der Behinderungs- 
arten 

Nach der Art der Behinderung standen bei den Behin- 
derten Schäden und Erkrankungen des Stütz- und Be- 
wegungsapparates weiterhin an der Spitze, nämlich bei 
19 500 oder fast einem Viertel. Die nächst größte 
Gruppe mit 13 900 oder 17,3% bildeten jene mit or- 
ganischen Nervenschäden, geistigen Defektzuständen, 
geistigen und nervösen Störungen. An dritter Stelle 
folgten 9 700 oder 12,1 % Personen mit anderen inne- 
ren Krankheiten. Weitere 6 100 oder 7,6% hatten Herz- 
und Kreislauferkrankungen, und bei 3 100 oder 3,9% 
war der Verlust von Gliedmaßen zu verzeichnen. 

Im Vergleich zu 1969 waren vor allem Behinderte mit 
organischen Nervenschäden, geistigen Defektzustän- 
den, geistigen und nervösen Störungen neuerdings 
stärker an der Arbeits- und Berufsförderung beteiligt. 
Mit einem Anstieg von 4 600 verdoppelte sich ihre Zahl 
nahezu. Es folgten Personen mit anderen inneren 
Krankheiten ( + 400 oder -P 4,5 %) vor jenen mit Folge- 
zuständen nach spinaler Kinderlähmung (+200 oder 
+ 20,2%). Weniger Rehabilitanden als 1969 gab es bei 
Behinderungen durch sonstige Schäden und Erkran- 
kungen des Stütz- und Bewegungsapparates, nämlich 
um — 4 300 oder — 18,0%, ferner bei Personen mit 
Tuberkulose der Atmungsorgane — 600 oder • — 12,0% 
und bei jenen mit Verlust von Gliedmaßen um — 300 
oder — 9,0 %. 

Zwischen der Art der Behinderung und dem Alter der 
Betroffenen bestehen Zusammenhänge. So gibt es Be- 
hinderungsarten, die vor allem bei jüngeren Personen 
häufiger auftreten. Hierzu zählen vor allem körperliche 
oder geistige. Behinderungen, die seit der Geburt be- 
stehen. Aber auch drei Viertel aller Behinderten mit 
organischen Nervenschäden, geistigen Defektzustän- 
den, geistigen und nervösen Störungen waren noch 
nicht 25 Jahre alt. Ebenso konzentrierten sich Folge- 
zustände nach spinaler Kinderlähmung sowie Störun- 
gen der Hörfähigkeit zu etwa zwei Drittel auf Personen 
unter 25 Jahre. Mit zunehmendem Alter treten andere 
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Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabilitation nach der Art der Behinderung 


Art der Behinderung 

1970 

Mehr (+) oder 
weniger ( — ) 


absolut 

% 

gegenüber 
dem Vorjahr 
absolut % 

Verlust von Gliedmaßen 

3 098 

3,9 

— 308 

— 9,0 

Sonstige Schäden und Erkrankun- 
gen des Stütz- und Bewegungs- 
apparates 

19 487 

24,4 

— 4 271 

—18,0 

Querschnittslähmungen 

583 

0,7 

+ 4 

+ 0,7 

Folgezustände noch spinaler 
Kinderlähmung 

1 393 

1,7 

+ 234 

+ 20,2 

Hirnschädigungen 

2 435 

3,0 

+ 80 

+ 3,4 

Störungen der Sehfähigkeit 

3 043 

3,8 

+ 121 

+ 4,1 

Störungen der Hörfähigkeit 

1 353 

1,7 

+ 126 

+ 10,3 

Tuberkulose der Atmungsorgane 

4 435 

5,5 

— 605 

—12,0 

Herz- und Kreislauferkrankungen 

6 092 

7,6 

+ 27 

+ 0,4 

Andere innere Krankheiten 

9 727 

12,1 

+ 422 

+ 4,5 

Organische Nervenschäden, 
geistige Defektzustände, geistige 
und nervöse Störungen 13 886 

17,3 

H 4 591 

+ 49,4 

Sonstige Erkrankungen oder 
Schäden 

14 558 

18,3 

+ 6 191 

+ 74,0 

Insgesamt 

80 090 

100,0 

1 6612 

+ 9,0 


Behinderungsarten immer häufiger auf. Das galt vor 
allem für Herz- und Kreislauferkrankungen sowie für 
andere innere Krankheiten. Manche Behinderungs- 
arten waren allerdings in allen Altersstufen etwa gleich 
stark vertreten, wie sonstige Schäden und Erkrankun- 
gen des Stütz- und Bewegungsapparates. 


Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabilitation nach der Art der Behinderung und Altersgruppen 
1970 



18 

25 

35 

45 

60 

Art der Behinderung unter 


bis unter 


Jahre 

18 

25 

35 

45 

60 

und 



Jahre 



älter 



in % 



Verlust von Gliedmaßen 0,9 

Sonstige Schäden und 

3,3 

3,7 

4,6 

6,6 

3,0 

Erkrankungen des Stütz- 
u. Bewegungsapparates 11,6 

25,3 

29,8 

28,7 

26,2 

27,5 

Querschnittslähmungen 0,3 

Folgezustände nach spinaler 

1,5 

1,3 

0,6 

0,2 

0,0 

Kinderlähmung 2,4 

3,1 

1,7 

1.2 

0,8 

0,3 

Hirnschädigungen 3,6 

4,5 

3,1 

2,4 

2,3 

1,4 

Störungen der Sehfähigkeit 4,3 

4,8 

4,3 

3,7 

2,8 

1,8 

Störungen der Hörfähigkeit 3,9 
Tuberkulose der Atmungs- 

2,1 

1,0 

0,8 

0,9 

0,5 

organe 0,9 

Herz- und Kreislauf- 

6,1 

7,2 

7,8 

6,3 

3,4 

erkrankungen 2,5 

3,4 

4,6 

8,6 

15,0 

22,6 

Andere innere Krankheiten 3,6 
Organische Nervenschäden, 

7,9 

13,3 

16,6 

16,8 

20,6 

geistige Defektzustände, 
geistige und nervöse 
Störungen 54,4 

16,7 

8,7 

5,7 

3,9 

1,7 

Sonstige Erkrankungen 






oder Schaden 11,6 

21,3 

21,3 

19,3 

18,2 

17,2 

Insgesamt 100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Behinderungsursache oftAnlaß für bestimmte Behinde- 
rungsarten 

Ähnlich wie sich bei den Behinderten nach der Ursache 
der Behinderung gewisse Schwerpunkte in den Alters- 


gruppen der Betroffenen ergaben, so führte die ein- 
zelne Behinderungsursache nicht selten zu bestimmten 
Behinderungsarten. Zwar beeinflußte der hohe Anteil 
an Krankheiten als Grund die Behinderungsart aller 
Personen wesentlich, doch wirkten sich andere Ur- 
sachen bei einigen Behinderungsarten deutlich aus. So 
war der Verlust von Gliedmaßen überwiegend durch 
Kriegs- und Wehrdienstbeschädigungen und vielfach 
auch durch Arbeits- und andere Unfälle hervorgerufen. 
Querschnittslähmungen waren zu über 61 % auf Ar- 
beits- und andere Unfälle zurückzuführen. 


Art der Behinderung von Rehabilitanden nach den Ursachen 
ihrer Behinderung (in %) 1970 


Krank- 

ange- Arbeits- 

an- 

Kriegs- 

son- 

Art der heiten 

borene 

Un- 

dere 

und 

stige 

Behinderung 


Leiden 

fälle 

Un- 

Wehr- 

Ur- 

Verlust von Gliedmaßen 

10,1 

2,6 

31,8 

fälle dienst- 
beschädi 
gungen 

22,4 32,4 

sachen 

0,7 

Sonstige Schäden und 
Erkrankungen des 
Stütz- u. Bewegungs- 
apparates 

65,9 

8,1 

11,1 

8,0 

5,2 

1.7 

Querschnittslähmungen 

24,0 

10,6 

20,2 

41,1 

2,6 

1,5 

Folgezustände nach 
spinaler Kinder- 
lähmung 

93,6 

4,8 

0,4 

0,3 

0,3 

0,6 

Hirnschädigungen 

33,5 

18,0 

15,2 

20,9 

11,3 

U 

Störungen 
der Sehfähigkeit 

49,1 

25,1 

9,8 

8,0 

4,9 

3,1 

Störungen 
der Hörfähigkeit 

37,8 

52,1 

2,0 

2,1 

4,0 

2,0 

Tuberkulose der 
Atmungsorgane 

88,5 

0,6 

1,5 

0,3 

8,4 

0,7 

Herz- und Kreislauf- 
erkrankungen 

91,3 

5,3 

0,5 

0,2 

1,2 

1,5 

Andere innere Krank- 
heiten 

89,5 

2,9 

3,5 

1,0 

2,0 

1,1 

Organische Nerven- 
schäden, geistige 
Defektzustände, 
geistige und nervöse 
Störungen 

26,7 

34,2 

0,2 

0,7 

0,2 

38,0 

Sonstige Erkrankungen 
oder Schäden 

51,4 

10,0 

17,8 

9,7 

6,4 

4,7 

Insgesamt 

58,5 

13,1 

8,8 

6,1 

5,1 

8,4 


Arbeitsämter leiteten in zwei Drittel aller Fälle die be- 
rufliche Rehabilitation ein 

Die 80 100 abschließend bearbeiteten Rehabilitations- 
fälle wurden zu zwei Drittel von den Arbeitsämtern ein- 
geleitet. Hierzu nahmen die Behinderten die Dienststel- 
len der Bundesanstalt unmittelbar in Anspruch. Im übri- 
gen überwiesen Rentenversicherungsanstalten, Berufs- 
genossenschaften und ähnliche Institutionen den Ar- 
beitsämtern die Personen, deren berufliche Rehabilita- 
tion sie für notwendig hielten. Die Anregung ging hier- 
bei in 17,2% aller Rehabilitationsfälle von den Landes- 
versicherungsanstalten aus. 

Da die Bundesanstalt in über zwei Drittel aller Rehabili- 
tationsfälle von den Behinderten unmittelbar in An- 
spruch genommen wurde, schlägt sich dieser hohe Ge- 
samtanteil in allen Altersstufen entsprechend nieder, 
und zwar bei den jüngeren Behinderten noch stärker 
als bei den älteren. So wurden über 94% aller Maß- 
nahmen für unter 18 Jahre alte Personen von den Ar- 
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Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen 
Rehabilitation nach einleitenden Stellen und Altersgruppen 


Einleitende 

ins- 

unter 

18 

25 35 

bis unter 

45 

60 

Jahre 

Stelle gesamt 18 

Dienststellen der Bundes- 

25 

35 

Jahre 

in % 

45 

60 

und 

älter 

anstalt 

Bundesversicherungs- 

66,8 

94,2 

76,1 

63,2 

56,2 

51,2 

41,1 

anstalt für Angestellte 
Landesversicherungs- 

1,0 

0,2 

0,8 

1,5 

1,2 

1,3 

0,1 

anstalten 17,2 

Knappschaftsversicherung, 
Seekasse und sonstige 

0,2 

6,8 

17,7 

23,7 

30,4 

43,1 

Rentenversicherungen 

1,5 

0,1 

0,3 

1,4 

4,4 

1,1 

0,6 

Berufsgenossenschaften 
Hauptfürsorgestellen, 
Fürsorgestellen (Kb), 

3.7 

0,2 

2,6 

5,8 

5,5 

3,8 

6,2 

Versorgungsämter 

Sozialhilfeämter, 

Gesundheitsämter, 

2,7 

0,4 

2,0 

2.0 

2,6 

6,3 

2,3 

Landesärzte 

Ärzte, Krankenanstalten, 

1,7 

2,4 

2,9 

1,5 

1,2 

1,0 

0,2 

Heilstätten 

Berufsförderungsdienst 
der Bundeswehr und 

2,9 

0,8 

4,0 

4.3 

3,4 

2,7 

1,8 

sonstige Stellen 

2,5 

1,5 

4,5 

2,6 

1,8 

2,2 

4,6 

Zusammen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


beitsämtern eingeleitet. Dabei handelt es sich zumeist 
um Ratsuchende der Berufsberatung, besonders sol- 
cher aus Sonderschulen. Bei den Landesversicherungs- 
anstalten, die über 17% der Rehabilitationsfäiie an die 
Arbeitsämter heranführten, waren die Anteile in den 
einzelnen Altersgruppen um so höher, je älter die Be- 
hinderten waren. Fast jede dritte Rehabilitationsmaß- 
nahme für einen Behinderten im Alter von 45 Jahren 
bis unter 60 Jahren wurde von den Landesversiche- 
rungsanstalten eingeleitet. Bei den 60 Jahre und älte- 
ren Behinderten waren es sogar über 43 %. 


Vielfältige Möglichkeiten zur Arbeits- und Berufsförde- 
rung Behinderter 

Ziel der beruflichen Rehabilitation ist die vollständige 
und dauerhafte Eingliederung in Arbeit und Beruf. Da 
die individuelle Ausgangslage hierfür sehr unterschied- 
lich ist, können viele Wege zum Ziel führen. Um die be- 
rufliche Verwendbarkeit zu erreichen oder zu erweitern, 
ist in zahlreichen Fällen eine individuelle berufsvorbe- 
reitende oder berufsfördernde Maßnahme notwendig. 
Die Gewährung einer solchen Förderung setzt voraus, 
daß: Der Behinderte bereit ist, sich beruflich bilden 
oder eingliedern zu lassen, sein Leistungsvermögen er- 
warten läßt, daß er das Ziel der Maßnahme erreichen 
wird, die Förderung nach der beruflichen Eignung und 
Neigung zweckmäßig erscheint sowie die Art und 
Schwere der Behinderung nach Abschluß der Maß- 
nahme der beruflichen Tätigkeit oder Beschäftigung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt oder in einer Werkstatt 
für Behinderte voraussichtlich nicht entgegenstehen. 

Insgesamt ist die Spannbreite an Förderungsmöglich- 
keiten für die berufliche Rehabilitation so groß, daß 
entsprechend dem Leistungsvermögen des Behinder- 
ten sehr verschiedenartige Bildungswege gewählt wer- 
den können. Die Maßnahmen umfassen insbesondere 
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die berufliche Ausbildung sowie eine berufliche Fort- 
bildung oder Umschulung für einen den Kräften und 
Fähigkeiten des Behinderten entsprechende Tätigkeit. 

1970 konnte insgesamt 19 200 Behinderten durch eine 
solche individuelle Förderung der beruflichen Bildung 
geholfen werden, d. h. in jedem vierten Rehabilitations- 
fall. 

Die Förderung der beruflichen Ausbildung der 
Behinderten, die die betriebliche oder überbetriebliche 
Ausbildung in Ausbildungsberufen oder Ausbildungs- 
verhältnissen umfaßt, wurde von 1 800 Personen in 
Anspruch genommen. Weitere 3 900 Behinderte nah- 
men an Grund- und Förderungslehrgängen sowie an 
Maßnahmen zur Berufsfindung und Arbeitserprobung 
teil. Hierbei handelt es sich um eine Grundausbildung 
oder um Einzelmaßnahmen zur Vorbereitung auf be- 
stimmte Berufsbereiche — auch um eine eventuell blin- 
dentechnische Grundausbildung — sowie um eine För- 
derung für noch nicht berufsreife Behinderte zur Be- 
rufsfindung und Arbeitserprobung einschließlich von 
Lehrgängen zur Verbesserung der Eingliederungsmög- 
lichkeiten für Behinderte, die den Anforderungen eines 
anerkannten Ausbildungsberufes nicht und einer Ar- 
beitsaufnahme oder einer Tätigkeit in einer Werkstatt 
für Behinderte noch nicht gewachsen sind. 

Im Rahmen der beruflichen Bildung Behinderter spielt 
die be ruf I iche Fortbildung und Umschulung 
eine wichtige Rolle. Im Vordergrund stehen hierbei die 
Umschulungsmaßnahmen, die das Ziel haben, den Re- 
habilitanden auf eine andere, seinen Leistungen ent- 
sprechend geeignete berufliche Tätigkeit vorzuberei- 
ten. Die Umschulung bedeutet somit eine berufliche 
Neuorientierung, da sie zu einem neuen Beruf führt. 
Die Umschulung soll möglichst mit einem qualifizierten 
Abschluß in dem neu gewählten Beruf enden. Mehr als 
10 000 Behinderte wurden durch eine derartige Maß- 
nahme gefördert, d. h. jeder 2. der an einer beruflichen 
Bildung teilnahm. An einer beruflichen Fortbildung, die 
eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine an- 
gemessene Berufserfahrung voraussetzt, nahmen 500 
Behinderte teil. Die Förderung richtete sich hierbei ins- 
besondere auf die Anpassung der Kenritnisse und Fä- 

Vorbereitende berufsfördernde Maßnahmen zur beruflichen 
Eingliederung von Rehabilitanden im Jahre 1970 

Art der Ins- darunter 


Maßnahme 

gesamt 

% 

betrieblich 

mit aus- 




absolut 

% wärtiger 






Unter- 

bringung 

Grund- oder Förderungslehr- 
gänge oder ähnliche 
Berufsfindung und Arbeits- 

3 074 

16,0 

185 

6,0 

1 571 

erprobung 

Berufsvorbereitende Maß- 

816 

4,3 

48 

5,9 

617 

nahmen 

628 

3,3 

66 

10,5 

259 

Fortbildungsmaßnahmen 

524 

2,7 

51 

9,7 

247 

Anlernmaßnahmen 

2 342 

12,2 

2 044 

87,3 

211 

Berufsausbildung (Lehr-, Anlern- 





oder sonstige Berufs- 
ausbildung) 

1 771 

9,2 

1 005 

56,7 

595 

Umschulung mit Lehr-, gleich- 






wertigem oder sonstigem 
anerkanntem Abschluß 

8 365 

43,6 

845 

10,1 

5 362 

Umschulung ohne Lehr-, gleich 






wertigem oder sonstigem 
anerkanntem Abschluß 

1 673 

8,7 

163 

9,7 

666 

Zusammen 

19 193 

100,0 

4 407 

23,0 

9 528 


23 



Drudesache VI/3654 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


higkeiten an die beruflichen Anforderungen sowie auf 
die Erreichung einer bisher fehlenden beruflichen Ab- 
schlußprüfung. 

Zur individuellen Förderung der beruflichen Bildung 
Behinderter zählen auch die Ausbildungszu- 
schüsse an Arbeitgeber. Der Ausbildungszu- 
schuß wird für die betriebliche Ausbildung in den Be- 
rufen und Ausbildungsverhältnissen gezahlt, wozu auch 
die Umschulung rechnet. Die Höhe des Ausbildungs- 
zuschusses richtet sich hierbei nach der Art und 
Schwere der Behinderung. 2 300 Personen konnte 
durch eine solche Förderung geholfen werden. 

Oft führten auch erst mehrere berufliche Bildungs- 
maßnahmen, die aufeinander abgestimmt waren, zu 
einem Erfolg. Statistisch ist jedoch immer nur eine 
Maßnahme erfaßt, und zwar die höherwertige, z. B. 
Umschulung nach vorangegangener Arbeitserprobung. 

Diese vorbereitenden berufsfördernden Maßnahmen 
wurden zu etwa 77% außerbetrieblich, d. h. in Einrich- 
tungen, die der Ausbildung, Fortbildung oder Um- 
schulung Behinderter dienen, und zu 23% betrieblich 
durchgeführt. Betriebsgebunden waren vor allem An- 
lernmaßnahmen. Die vorbereitenden berufsbildenden 
Maßnahmen waren im übrigen fast in jedem 2. Fall mit 
der auswärtigen Unterbringung des Rehabilitanden 
verbunden, und zwar vor allem bei Umschulungen mit 
einem Lehr-, gleichwertigen oder sonstigem anerkann- 
ten Abschluß. 

Dauer der beruflichen Bildung vom jeweiligen Ziel 
abhängig 

Die Dauer der beruflichen Bildung hängt eng mit der 
Art der Förderung sowie mit dem angestrebten Ziel 
zusammen. Dem unterschiedlichen Zweck der einzel- 
nen Maßnahmen entsprechend, erstrecken sie sich über 
einige Wochen oder aber über mehrere Monate oder 
sogar über Jahre. Von den 19 200 Maßnahmen dauerte 

Vorbereitende berufsfördernde Maßnahmen zur beruflichen Ein- 
gliederung von Rehabilitanden nach der Dauer im Jahre 1970 

Dauer der Maßnahme 
3 6 12 18 24 

bis unter Monate 

6 12 18 24 u. länger 

Monate 

In % 

Grund- oder Förderungs- 


iehrgänge oder ähnliche 

2,1 

4,1 

89,4 

3,0 

1,0 

0,4 

Berufsfindung und Arbeits 
erprobung 

61,8 

5,9 

21,1 

4,7 

3,2 

3,3 

Berufsvorbereitende 

Maßnahmen 

15,3 

11,3 

73,4 







Fortbildungsmaßnahmen 

17,4 

27,9 

22,3 

18,3 

10,1 

4,0 

Anlernmaßnahme 

19,3 

53,6 

23,2 

1,9 

1,8 

0,2 

Berufsausbildung (Lehr-, 
Anlern- und sonstige 
Berufsausbildung) 

0,7 

3,7 

7,2 

7,1 

20,6 

60,7 

Umschulung mit Lehr-, 
gleichwertigem oder 
sonstigem anerkanntem 
Abschluß 



14,7 

43,1 

33,9 

8.3 

Umschulung ohne Lehr-, 
gleichwertigem oder 
sonstigem anerkanntem 
Abschluß 

5,4 

29,8 

50,4 

8,8 

4,2 

1,4 

Zusammen 

6,8 

11,5 

32,6 

21.6 

17,8 

9,7 

= absolut 1 313 

2210 

6 241 

4 145 

3 423 

1 861 


knapp ein Drittel 6 bis 12 Monate, während gut ein 
Fünftel 12 bis 18 Monate beanspruchte. Weitere 3 400 
oder 17,8% der Maßnahmen erstreckten sich auf 
1V 2 bis 2 Jahre, und 1 900 oder 9,7 % der Rehabilitan- 
den erhielten eine Förderung, die 2 Jahre übersteigt. 

Kurzfristig, d. h. bis zu 6 Monaten, dauern in der Regel 
die Maßnahmen zur Berufsfindung und Arbeitserpro- 
bung und der betrieblichen Anlernung. Bis zu 12 Mo- 
naten nahmen meistens die Grund- und Förderungs- 
lehrgänge, berufsvorbereitende Maßnahmen sowie eine 
Umschulung ohne entsprechenden Abschluß in An- 
spruch. Ist ein Abschluß vorgesehen, zieht sich die Um- 
schulung zumeist bis zu 2 Jahren hin, während eine 
Ausbildung in einem Ausbildungsberuf allgemein län- 
ger als 2 Jahre dauert. 


Finanzielle Hilfen für die meisten berufsfördernden 
Maßnahmen erforderlich 

Die beruflichen Bildungsmaßnahmen für Behinderte 
sind in den meisten Fällen mit finanziellen Aufwendun- 
gen und Hilfen verbunden, die von verschiedenen Ko- 
stenträgern aufgebracht werden. 1970 war dies in 18 700 
von den insgesamt 19 200 eingeleiteten Maßnahmen 
der Fall. Als Kostenübernahme gilt bei der beruflichen 
Ausbildung die Gewährung von Berufsausbildungsbei- 
hilfen, die sich nach dem Bedarf für den Lebensunter- 
halt, für die Ausbildung oder die Teilnahme an einer 
berufsvorbereitenden Maßnahme richtet. Im Rahmen 
der beruflichen. Fortbildung und Umschulung werden 
geleistet: Unterhaltsgeld, Lehrgangsgebühren, Kosten 
für Lernmittel, Fahrkosten, Kosten für Arbeitskleidung, 
für Unterkunft und Verpflegung, Kranken- und Unfall- 
versicherung sowie Einarbeitungszuschuß. Die Kosten 
für die einzelnen Maßnahmen werden von den jeweils 
zuständigen Kostenträgern übernommen. Die Bundes- 
anstalt für Arbeit tritt dann als Kostenträger auf oder 
beteiligte sich an den anfallenden Kosten, wenn die 
erforderlichen Mittel den Rehabilitanden nicht oder 
nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung standen 
und auch nicht von anderen Stellen übernommen wur- 
den. In dieser Kostenübersicht sind Aufwendungen, die 
mit der Förderung der Arbeitsaufnahme Behinderter in 
Zusammenhang stehen, nicht enthalten. 

An der Spitze der Kostenträger standen die Renten- 
versicherungsanstalten, nämlich mit 45,3%, gefolgt von 
der Bundesanstalt für Arbeit mit 34,9%. Der höhere 
Anteil, der der Bundesanstalt für Arbeit gegenüber 1969 
zufällt, erklärt sich vor allem daraus, daß die Zahl der 
Behinderten, denen eine berufliche Erstausbildung ge- 
währt werden kann und für die die Bundesanstalt der 
zuständige Kostenträger ist, stetig steigt. 


Kostenträger für vorbereitende berufsfördernde Maßnahmen 1 ) 
zur beruflichen Eingliederung von Rehabilitanden 


Kostenträger 

1966 

1967 
(in % 

1968 

aller 

1969 

Fälle) 

1970 

Rentenversicherungsträger 

49,8 

50,8 

44,3 

46,8 

45,3 

Bundesanstalt für Arbeit 

13,4 

16,5 

29,6 

28,8 

34,9 

Berufsgenossenschaften 

8,8 

8,5 

7,4 

8,1 

7,0 

Sozialhilfe 

13,0 

11,4 

9,7 

6,1 

4,0 

Versorgungsämter und 
Hauptfürsorgestellen 

11,0 

9,0 

6,1 

5,2 

3,6 

Sonstige 

4,0 

3,8 

2,9 

5,0 

5.2 


’) soweit sie finanzielle Aufwendungen verursachten 


Art der 

Maßnahme unter 

3 
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Bei den Kostenträgern für die individuelle Förderung 
der beruflichen Bildung ergaben sich bei den einzel- 
nen Maßnahmearten gewisse Schwerpunkte. So war 
bei Grund- und Fortbildungslehrgängen, bei berufs- 
vorbereitenden und sonstigen Anlernmaßnahmen sowie 
bei der Berufsausbildung die Bundesanstalt als Kosten- 
träger am stärksten beteiligt, während bei der Be- 
rufsfindung und Arbeitserprobung sowie den Umschu- 
lungen die Rentenversicherungsträger an der Spitze 
standen. 


An den vorbereitenden berufsfördernden Maßnahmen 1 ) zur 
beruflichen Eingliederung von Rehabilitanden waren als 
Kostenträger beteiligt 


Art der Bundes- 

Renten- 

Berufs- 

Versor- 

Sozial- 

Son- 

Maßnahmen anstalt 

ver- 

genos- 

gungs- 

hilfe 

stige 



siche- 

sen- 

ämter 


Stel- 



rungs- 

schaften 

i und 


len 



träger 


Haupt- 

fürsorge 







stellen 





(in % aller Fälle) 



Grund- oder Förde- 







rungsiehrgänge 
oder ähnliche 

81,2 

3,7 

0,4 

1,5 

5,6 

7,6 

Berufsfindung und 
Arbeitserprobung 
Berufsvorbereitende 

22,7 

43,8 

6,2 

3,5 

18,5 

5,3 

Maßnahmen 

32,2 

17,3 

3,4 

4,4 

20,2 

22,5 

Fortbildungs- 







maßnahmen 

30,2 

46,3 

9,3 

10,1 

1,4 

2,7 

Anlernmaßnahmen 

Berufsausbildung 

49,9 

33,0 

10,2 

3,8 

1,4 

1,7 

(Lehr-, Anlern- oder 






sonstige Berufs- 
ausbildung) 

37,9 

17,5 

2,7 

4,4 

12,7 

24,8 

Umschulung mit 







Lehr-, gleichwerti- 
gem anerkanntem 
Abschluß 

16,4 

69,0 

9,7 

3,8 

0,4 

0,7 

Umschulung ohne 







Lehr-, gleichwerti- 
gem oder sonsti- 
gem anerkanntem 
Abschluß 

25,6 

61,8 

6,8 

3,6 

1,2 

1,0 

Zusammen 

34,9 

45,3 

7,0 

3,6 

4,0 

5,2 

absolut 

6 532 

8 462 

1 307 

677 

755 

965 


f ) soweit sie finanzielle Aufwendungen verursachten 


Weitere finanzielle Hilfen durch die Bundesanstalt 

Außer den Kosten, die für eine individuelle Förderung 
der beruflichen Bildung Behinderter entstehen, sind 
oftmals noch besondere finanzielle Aufwendungen er- 
forderlich, um das Ziel der beruflichen Rehabilitation, 
die vollständige und dauerhafte Eingliederung in Arbeit 
und Beruf, erreichen zu können. Die Bundesanstalt 
gewährt solche besonderen finanziellen Hilfen, über 
die jeweils nach einer individuellen Beratung unter Ein- 
schaltung der Fachdienste entschieden wird. Die Lei- 
stungen sind vielfältiger Art und können als Zuschuß 
oder als zinsloses Darlehen oder als Zuschuß und 
zinsloses Darlehen gewährt werden. Im Jahre 1970 för- 
derte die Bundesanstalt für 17 300 Personen die beruf- 
liche Ein- und Wiedereingliederung durch solche Hilfen. 
Im einzelnen handelt es sich hierbei um folgende Lei- 
stungen: Ein Einarbeitungszuschuß kann nicht 
nur im Rahmen einer Umschulung vorgesehen sein, 
sondern auch im Anschluß an eine solche Maßnahme 
gewährt werden, und zwar wenn sich herausstellt, daß 
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eine weitere zusätzliche Unterweisung notwendig ist. 
Das gilt in gleicher Weise für eine Eingliederung in 
eine Werkstatt fürBehinderte. Die Bundesanstalt zahlte 
für 2 100 Personen eine solche Hilfe. Für 1 900 Behin- 
derte wurden ferner Eingliederungsbeihilfen ge- 
leistet. Diese Förderung erhält ein Arbeitgeber, der 
einem behinderten Bewerber einen seinem Leistungs- 
vermögen angemessenen Dauerarbeitsplatz bietet. Zu 
den besonderen Hilfen zählen ferner die Leistungen 
zur Förderung der Arbeitsaufnahme. Sie dienen dazu, 
Hemmnisse zu beseitigen, die einer Arbeitsaufnahme 
im Weg stehen. Hierunter fallen Bewerbungskosten, 
Reise- und Umzugskosten, Arbeitsausrüstung, Tren- 
nungs- und Uberbrückungsbeihilfe. In 3 500 Fällen 
konnte durch diese Maßnahmen die Arbeitsaufnahme 
gefördert werden. Die Leistungen zur Arbeitsaufnahme 
umfassen auch „sonstige Hilfen“. Nach der Anordnung 
des Verwaltungsrates können hiernach u. a. gewährt 
werden, die Übernahme von Kosten für Beförderungs- 
mittel, der Erwerb des Führerscheins, orthopädische 
Hilfsmittel, Hilfsmittel, die das Erscheinungsbild des 
Antragstellers verbessern, technische Arbeitshilfen, so- 
weit nicht andere Träger hierfür zuständig sind. Uber 
1 000 Behinderten wurde durch solche „sonstigen Hil- 
fen“ geholfen. Außer dieser besonderen finanziellen 
Förderung konnte als weitere Hilfe in 3 500 Fällen eine 
Gleichstellung nach dem Schwerbeschädigtengesetz er- 
zielt werden, die dem Behinderten größere soziale Si- 
cherheit bietet. 


Besondere finanzielle Förderung der Bundesanstalt und weitere 
Hilfen an Rehabilitanden nach Altersgruppen im Jahre 1970 




25 

35 

45 

60 


Art der 

unter 


bis unter 

Jahre 

insge- 

Förderung 

25 

35 

45 

60 

und 

samt 




Jahre 


älter 


Einarbeitungszuschuß 

431 

500 

584 

568 

16 

2 099 

Eingliederungsbeihiife 
Beschaffung von Beförde- 

517 

315 

385 

628 

40 

1 885 

rungsmitteln 

Übrige Leistungen zur 

187 

301 

250 

271 

18 

1 027 

Förderung der 
Arbeitsaufnahme 

396 

963 

1 048 

988 

58 

3 453 

Ausbildungszuschuß 

Berufsausbildungs- 

35 

11 

2 

1 

— 

49 

beihilfe 

3 086 

16 

6 

6 

— 

3114 

Unterhaltsgeld 

Hilfen nach dem Schwer- 

414 

557 

320 

131 

1 

1 423 

beschädigtengesetz 
(Gleichstellung u. ä.) 

579 

668 

872 

1 282 

102 

3 503 

Hilfen zur Arbeits- oder 







Ausbildungsplatz- 

anpassung 

29 

20 

16 

46 

3 

114 

Hilfen zur persönlichen 
Anpassung 
Betriebsabstellung 

24 

9 

6 

4 

— 

43 

während der Berufs- 
förderungsmaßnahme 

40 

106 

84 

21 

— 

251 

Sonstige Hilfen 

89 

78 

77 

94 

9 

347 

Zusammen 

5 827 

3 544 

3 650 

4 040 

247 

17 308 


1970 fast 35 000 Behinderte nach beruflicher Rehabili- 
tation in den Arbeitsprozeß eingegliedert 

Die berufliche Rehabilitation kann erst dann als ab- 
geschlossen gelten, wenn es gelungen ist, den Behin- 
derten nach entsprechender beruflicher Bildung und 
mit Hilfe sonstiger Maßnahmen zur Förderung der Ar- 


25 
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beitsaufnahme vollständig und dauerhaft in Arbeit und 
Beruf einzugliedern. Hierzu bedarf es nicht selten um- 
sichtiger Vorbereitungen, der Rücksichtnahme auf Le- 
bensumstände und spezieller Wünsche, der zutreffen- 
den Einordnung des beruflichen Könnens sowie des 
intensiven Gesprächs mit dem Arbeitgeber. Die hohe 
Nachfrage nach Arbeitskräften begünstigte die Einglie- 
derung in das Erwerbsleben. Auch durch die Technisie- 
rung der Arbeits- und Lebensumwelt bieten sich Chan- 
cen, weil Funktionsverluste unerheblicher werden, die 
in früheren Zeiten beruflich oft enge Grenzen gezogen 
haben. 

Von den 80 100 Rehabilitanden, deren Einzelfall 1970 
abschließend bearbeitet wurde, sind 34 900 oder 43,5% 
wieder beruflich tätig, d. h. nahezu jede zweite Person. 
So vermittelten die Arbeitsämter 16 200 Behinderten 
einen Arbeitsplatz, darunter 3 600 Personen nach einer 
individuellen beruflichen Bildung. Die Bundesanstalt 
unterstützte hierbei in 5500 Fällen die Arbeitsaufnahme 
durch eine finanzielle Förderung oder sonstige Hilfen. 
Weiteren 5 000 Behinderten wurde eine betriebliche 
oder überbetriebliche Ausbildung in Ausbildungsberufen 
oder in ein Ausbildungsverhältnis ermöglicht, häufig 
erst nach einer berufsfördernden Maßnahme nur mit 
einer finanziellen Förderung. Für 4 100 Behinderte wur- 
den im Zusammenwirken mit den Fachdiensten der Ar- 
beitsämter innerbetriebliche Umsetzungen ermöglicht, 
wobei häufig individuell zweckmäßige und dem beson- 
deren Fall angepaßte Arbeitsplatzeinrichtung angeregt 

Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen Rehabilitation 
des Jahres 1970 nach Art des Abschlusses 

Fälle % 

1. Abgeschlossen durch: 

darunter 

Vermittlung in Arbeit 16 229 

nach berufsfördernden Maßnahmen 3 555 
mit finanzieller Förderung durch BA 4 291 
mit weiteren Hilfen 1 189 

Vermittlung in Berufsausbildungsstellen 4 975 
darunter 

nach berufsfördernden Maßnahmen 605 
mit finanzieller Förderung durch BA 787 
mit weiteren Hilfen 184 

Aufnahme selbstgesuchter Arbeit oder 
Berufsausbildung 9 561 

darunter 

nach berufsfördernden Maßnahmen 1 232 
mit finanzieller Förderung durch BA 581 
mit weiteren Hilfen 353 

Innerbetriebliche Regelung unter Mitwir- 
kung des Arbeitsamtes 4 095 34 860 43,5 

2. Vorläufig abgeschlossen durch: 

Besuch berufsbildender Schulen 2 257 

Teilnahme an berufsfördernden Maß- 


nahmen (1 Jahr und länger) 

11 561 

13818 

17,3 

3. Anderweitig abgeschlossen durch: 




Eingehende Raterteilung 

6 721 



Medizinische Maßnahmen 

3 296 



Maßnahmen der Sozialhilfe 

733 



Mangelnde Eignung 
für Reha-Maßnahmen 

4 385 



Fehlende Bereitschaft des Behinderten 
zu Reha-Maßnahmen 

9 326 



Sonstige Erledigung 
(Änderung der persönlichen 
Verhältnisse und andere Gründe 

6 951 

31 412 

39,2 

Insgesamt abgeschlossen 


80 090 

100,0 


Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen Rehabilitation 
nach Art des Abschlusses und Altersgruppen 




18 

25 

35 

45 

60 


unter 


bis unter 


Jahre 

Art des Abschlusses 

18 

25 

35 

45 

60 

und 




Jahre 


älter 

1. Abgeschlossen durch: 



in % 




Vermittlung in Arbeit 
Vermittlung in Berufs- 

11,5 

19,1 

20,6 

24,2 

26,9 

11,4 

ausbildungsstellen 
Aufnahme selbst- 

23,4 

7,4 

0,8 

0,6 

0,3 

0,2 

gesuchter Arbeit oder 
Berufsausbildung 

16,8 

11.6 

11,4 

11,2 

10,0 

4,1 

Innerbetriebliche Regelung 






unter Mitwirkung 
des Arbeitsamtes 

0,3 

2,2 

3,8 

6,5 

10,5 

12,6 

Zusammen 

52,0 

40,3 

36,6 

42,5 

47,7 

28,3 

2. Vorläufig abgeschlossen durch: 






Besuch berufs- 
bildender Schulen 
Teilnahme an berufsför- 

7,4 

4,0 

2,2 

0,9 

0,4 

0,0 

dernden Maßnahmen 
(1 Jahr und länger) 

17,6 

17,3 

22,6 

14,4 

4,1 

0,3 

Zusammen 

25,0 

21,3 

24,8 

15,3 

4,5 

0,3 

3. Anderweitig abgeschlossen durch: 





Eingehende Raterteilung 
Medizinische 

11,1 

10,6 

6,7 

6,2 

7,4 

11,1 

Maßnahmen 

0,8 

2,9 

3,7 

5,3 

6,9 

7.3 

Maßnahmen der 
Sozialhilfe 

Mangelnde Eignung für 

1.9 

1,8 

0,5 

0,3 

0.4 

0,6 

Reha-Maßnahmen 

Fehlende Bereitschaft 

0,8 

2,6 

3,8 

7,2 

9,8 

18,5 

des Behinderten zu 
Reha-Maßnahmen 

2,8 

12,4 

16,1 

15,2 

12,3 

9,9 

Sonstige Erledigung 







(Änderung der persöm 







liehen Verhältnisse und 






andere Gründe) 

5,6 

8,1 

7,8 

8,0 

11,0 

24,0 

Zusammen 

23,0 

38,4 

38,6 

42,2 

47,8 

71,4 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 100,0 

absolut 

16 288 

12 194 

16 031 

15 843 

16 976 2 758 


und mitfinanziert wurden. Aufgrund eigener Bemühun- 
gen fanden 9 600 Behinderte einen Arbeitsplatz oder 
eine Ausbildungsstelle, vielfach nach besonderer be- 
ruflicher und finanzieller Förderung. Unter den ab- 
schließend bearbeiteten Einzelfällen sind 13 800, die 
als „vorläufig abgeschlossen" ausgewiesen 
sind. Hier handelt es sich um Behinderte, die sich durch 
den Besuch berufsbildender Schulen auf eine Erwerbs- 
tätigkeit vorbereiten oder an einer berufsfördernden 
Maßnahme teilnehmen, die länger als 1 Jahr dauert. 

ln 31 400 Fällen ergab sich ein anderweitiger Ab- 
schluß. Unter ihnen waren 3 300 Rehabilitanden, bei 
denen noch Maßnahmen im engeren medizinischen Be- 
reich notwendig sind, die vor allem auf Funktionsver- 
besserungen im weitesten Sinne ausgerichtet sind. Bei 
4 400 Behinderten zeigte sich, daß sie für eine beruf- 
liche Rehabilitation nicht geeignet sind, während bei 
9 300 Rehabilitanden die Bereitschaft fehlte, sich beruf- 
lich bilden oder eingliedern zu lassen. 6 700 Fälle er- 
ledigten sich anderweitig, z. B. weil Änderungen in den 
persönlichen Verhältnissen eingetreten waren. 

Untersucht man das Rehabilitationsergebnis nach dem 
Alter der behinderten Personen, so zeigt sich: 
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Abschließend bearbeitete Einzelfälle der beruflichen Rehabilitation nach Art des Abschlusses und Art der Behinderung 

Art der Behinderung 



Schäden und 

Herz- und 

Tuberkulose 

Andere 

Organische 

Sonstige 


Erkrankungen 

Kreislauf- 

der 

innere 

Nervenschä- 

Erkrankung* 

Art des Abschlusses 

1. Abgeschlossen durch: 

des Stütz- und 
Bewegungs- 
apparates 

erkrankungen 

Atmungs- 

organe 

Krankheiten 

den, geistige oder 

Defektzustände, Schäden 
geistige und 
nervöse 

Störungen 

Vermittlung in Arbeit 

3 787 

1 051 

1 026 

1 822 

2 629 

5 914 

Vermittlung in Berufsausbildungsstellen 
Aufnahme seibstgesuchter Arbeit oder 

860 

183 

83 

272 

1 929 

1 648 

Berufsausbildung 

Innerbetriebliche Regelung unter 

2 223 

596 

550 

1 052 

2 116 

3 024 

Mitwirkung des Arbeitsamtes 

t 117 

639 

210 

750 

99 

1 280 

2. Vorläufig abgeschlossen durch: 

Besuch berufsbildender Schulen 

Teilnahme an berufsfördernden 

592 

117 

86 

167 

357 

938 

Maßnahmen (1 Jahr und länger) 

3 391 

536 

643 

1 272 

2 474 

3 245 

3. Anderweitig abgeschlossen durch: 

Eingehende Raterteilung 

1 407 

528 

280 

852 

1 465 

2 189 

Medizinische Maßnahmen 

697 

432 

302 

565 

362 

938 

Maßnahmen der Sozialhilfe 

93 

23 

7 

19 

339 

252 

Mangelnde Eignung für Reha-Maßnahmen 
Fehlende Bereitschaft des Behinderten 

1 004 

583 

221 

706 

496 

1 375 

zu Reha-Maßnahmen 

2685 

797 

663 

1 399 

647 

3 135 

Sonstige Erledigung (Änderung der persön- 

liehen Verhältnisse und andere Gründe) 

1 631 

607 

364 

851 

973 

2 525 

Insgesamt abgeschlossen 

19 487 

6 092 

4435 

9 727 

13 886 

26 463 


Von den unter 18 Jahre alten Personen wurden über 
die Hälfte in Arbeit eingegliedert. Mit zunehmendem 
Alter gingen dann die Anteile zunächst zurück, nahmen 
aber bei den älteren Rehabilitanden bis unter 60 Jahre 
wieder zu. So konnte von den 45 bis unter 60 Jahre 
alten Personen ebenfalls nahezu jeder Zweite eine Be- 
schäftigung aufnehmen. Hinsichtlich der vorläufig ab- 
geschlossenen Rehabilitationsfälle zeigen die jüngeren 
Altersgruppen erwartungsgemäß eine hohe Besetzung, 
die mit zunehmendem Alter dann stark zurückgeht. 

Der Abschluß durch anderweitige Erledigung des Re- 
habilitationsfalles war um so häufiger zu verzeichnen, 
je älter die Behinderten waren. Das war insbesondere 
bei einer mangelnden Eignung für eine Rehabilitations- 
maßnahme sowie bei einer Änderung der persönlichen 
Verhältnisse und aus anderen Gründen, die in der Ta- 
belle unter „Sonstige Erledigung“ aufgeführt sind, der 
Fall. 

Kombiniert man die Art des Abschlusses der 1970 ab- 
schließend bearbeiteten Einzelfälle mit der Art der Be- 
hinderung, so zeigt sich, daß der Erfolg der Rehabilita- 
tionsmaßnahmen wenig von der Art der Behinderung 
abhängt. Hier wirken sich die Fortschritte der Medizin 
und der Technisierung der Arbeits- und Lebensumwelt 
aus, die bei sehr vielen Behinderungsarten eine be- 
rufliche Rehabilitation möglich machen. So konnten 
nach den einzelnen Arten der Behinderung jeweils 
zwischen 40 und 50% der Personen in Arbeit und Be- 
ruf einmünden. 

Ende 1970: 32 900 Einzelfälle von Behinderten 
noch in Bearbeitung 

Ende Dezember 1970 waren 32 900 Einzelfälle zwar 
eingeleitet, aber noch nicht abgeschlossen. Das waren 
2 800 oder 9,3% mehr als 1969. Für 8 700 Behinderte 


waren bereits berufsfördernde Maßnahmen vorgesehen, 
konnten aber noch nicht begonnen werden, weil z. B. 
kein Ausbildungsplatz vorhanden war. In 4 900 Fällen 
fehlte eine geeignete Arbeitsstelle. Bei anderen Be- 
hinderten verzögerte sich die abschließende Erledi- 
gung, weil die behinderten Personen erkrankt waren, 
für kurze Zeit eine Arbeit aufgenommen hatten oder 
sonstige Fragen noch zu klären waren, so daß die 
dauerhafte und befriedigende Unterbringung in Arbeit 
und Beruf noch nicht erreicht werden konnte. 

1970 weitere 15 Millionen DM für die institutioneile 
Förderung aufgewendet 

Die individuelle Arbeits- und Berufsförderung behin- 
derter Personen erfordert in hohem Maße neuzeitliche 
und ausreichende Rehabilitationsstätten. Neben den 
individuellen Rehabilitationshilfen kommt daher der in- 
stitutioneilen Förderung besondere Bedeutung zu. Ziel 
der Förderung von Einrichtungen der beruflichen Bil- 
dung Behinderter ist es, ein ausreichendes Angebot an 
Bildungseinrichtungen zu schaffen, das der Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Berufe gerecht 
wird und zugleich die besonderen Belange der Behin- 
derten berücksichtigt. Mit den finanziellen Hilfen für 
Behinderte-Werkstätten soll ermöglicht werden, allen 
Behinderten eines regionalen Einzugsbereiches einen 
Arbeitsplatz zu bieten, die nicht oder noch nicht einen 
Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ein- 
nehmen können. Die Förderung solcherRehabilitations- 
einrichtungen gestattet vielfach erst die Ausgestaltung 
von Programmen zur Berufsförderung behinderter Per- 
sonen auf breiter Basis. Insgesamt stellte die Bundes- 
anstalt 1970 15 Mio. DM (1969: 9 Mio. DM) als Investi- 
tionshilfen für Einrichtungen zur beruflichen Rehabili- 
tation zur Verfügung, davon 4,3 Mio. DM als Darlehen 
und 10,7 Mio. DM als Zuschüsse. 
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Übersicht 1/22. Teilnehmer 1 ) an Maßnahmen zur beruflichen Förderung 2 ) im Bundesgebiet 
nach der letzten Tätigkeit und der Stellung im Beruf vor der Maßnahme 

Ende Juni 1971 


Letzte Tätigkeit 
Berufsbereich/Berufsabschnitt 

Wi rtsch aftsabtei 1 u n g 

Kenn- 

ziffer 

Teilnehmer 

überhaupt 

davon (Sp. 1) Stellung im 

Angestellter, 

Arbei,er Beamter 

Beruf von der Maßnahme 

Selb- Mit- 
ständiger helfender 



1 

2 

! 3 

4 ; 

5 

Teilnehmer insgesamt 

1 

Männer 

115 920 | 68 854 

43 322 

1 809 

1 676 

Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe . . . 

V. Nach Be 

1 

rufsbereichen und c 

4 397 

lusgewählten Berufsabschnitten 

1 410 183 

1 251 

1 553 

Bergleute, Mineralgewinner 

II 

577 

552 

24 

— 

1 

Fertigungsberufe 

III 

65 648 

60 602 

4 709 

253 

84 

darunter: Holzaufbereiter, Holzwarenfertiger 
u. verw. Berufe, Tischler, Modellb. 

Ille-f p 

2 082 

1 950 

95 

21 

16 

Metallberufe, Elektriker 

nif— h 

46 472 

43 311 

3 079 

61 

21 

Textil- und Bekleidungsberufe 

III k 

1 169 

933 

194 

40 

2 

Bauberufe 

Hin 

4 704 

4 505 

180 

16 

3 

Technische Berufe 

IV 

15 347 

1 607 

13 720 

18 

2 

Dienstleistungsberufe 

V 

29 617 

4 651 

24 648 

285 

33 

darunter: Waren-, Dienstleistungskaufleute 

und zugehörige Berufe 

Va + b 

5 918 

309 

5 447 

153 

9 

Organisations-, Verwalt.-, Büroberufe 

Vd 

15 899 

241 

15 627 

29 

2 

Gesundheitsdienstberufe 

Vg 

490 

117 

| 372 

— 

1 

Sonstige Arbeitskräfte 

VI 

75 

32 

38 

2 

3 

Ohne bisherige Tätigkeit 


259 

— 


— 

— 

Landwirtschaft und Tierzucht, Forst- und 

Jagd Wirtschaft, Gärtnerei, Fischerei 

0 

B. Nach Wirtsci 

4 373 

taff sabfei 1 u ngen 

1 368 

190 

1 243 

1 572 

Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von 
Steinen und Erden, Energiewirtschaft 

1 

3 669 

2 630 

1 032 

7 



Eisen- und Metallerzeugung und -Verarbeitung . 

2 

53 080 

36 976 

16 037 

61 

6 

Verarbeitende Gewerbe (ohne Eisen- und 
Metallverarbeitung) 

3/4 

17 164 

11 332 

5 647 

139 

46 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 

5 

11 380 

9 177 

2 130 

60 

13 

Handel, Geld- und Versicherungswesen 

6 

14 390 

3 624 

10 567 

182 

17 

Dienstleistungen 

7 

1 636 

773 

769 

81 

13 

Verkehrswesen 

8 

2 709 

1 504 

1 181 

22 

2 

öffentlicher Dienst und Dienstleistungen im 
öffentlichen Interesse 

9 

7 260 

1 470 

| 5 769 

14 

7 

Ohne bisherige Tätigkeit 


259 

— 

| — 

— 

— 

Teilnehmer insgesamt 

1 

Frauen 

23 073 | 4 931 

16 413 

227 

323 

A. Nach Bei 

Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe ... 1 

’ufsbereichen und a 

351 

usgewählten Berufsabschnitten 

126 25 

33 

167 

Bergleute, Mineralgewinner 

II 

34 

17 

12 

— 

5 

Fertigungsberufe 

III 

3 298 

2 793 

479 

19 

7 

darunter: Holzaufbereiter, Holzwarenfertiger 
u. verw. Berufe, Tischler, Modellb. 

llle-F p 

30 

27 

2 



1 

Metallberufe, Elektriker 

Ulf— h 

527 

429 

98 

— 

— 

Textil- und Bekleidungsberufe 

iilk 

1 333 

1 138 

177 

15 

3 

Bauberufe 

illn 

10 

9 

1 

— 

— 

Technische Berufe 

IV 

760 

47 

708 

1 

i 4 

Dienstleistungsberufe 

V 

17 370 

1 921 

15 140 

171 

138 

darunter: Waren-, Dienstleistungskaufleute 

und zugehörige Berufe 

Va+b 

2 806 

158 

2 590 

42 

16 

Organisations-, Verwalt.-, Büroberufe 

Vd 

8 198 

98 

8 076 

7 

17 

Gesundheitsdienstberufe 

Vg 

1 794 

153 

1 631 

3 

7 

Sonstige Arbeitskräfte 

VI 

81 

27 

49 

3 

2 

Ohne bisherige Tätigkeit 


1 179 

— 

— 

— 

— 

Landwirtschaft und Tierzucht, Forst- und 

Jagd Wirtschaft, Gärtnerei, Fischerei 

0 

B. Nach Wirtsch 

453 

aftsabteilungen 

136 

72 

26 

219 

Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von 
Steinen und Erden, Energiewirtschaft 

1 

168 

17 

150 

1 

— 

Eisen- und Metallerzeugung und -Verarbeitung . 

2 

2 827 

736 

2 089 

— 

2 

Verarbeitende Gewerbe (ohne Eisen- und 

Metallverarbeitung) 

3/4 

3 536 

1 893 

1 607 

25 

11 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 

5 

436 

26 

408 

— 

2 

Handel, Geld- und Versicherungswesen 

6 

6 018 

461 

5 484 

48 

25 

Dienstleistungen 

7 

2 090 

1 018 

904 

119 

49 

Verkehrswesen 

8 

318 

35 

281 

1 

1 

öffentlicher Dienst und Dienstleistungen im 
öffentlichen Interesse 

9 

6 048 

609 

5 418 

7 

14 


Ohne bisherige Tätigkeit . 


1 179 


«) Ab Dez. 1970 werden Teilnehm, nur noch bis zum Ablauf der voraussichtl. Maßnahmed. im Best, geführt. 2 ) Maßn. zur berufl. Fortb., Umschulung u. Einarbeitung. 
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Die abgeschlossenen Rehabilitationsfälle im Bundesgebiet nach Altersgruppen im Jahre 1970 



unter ' 

| 60 Jahre 


Art der Behinderung 

18 Jahre 

18 bisunter25 ' 25 bis unter 35 35 bis unter 45 j 45 bis unter 60 un d alter 

i l 

Zusammen 


1 

i 1 : 

2 3 4 5 6 

7 


Männer 


Amputation einer Hand 

8 

7 

15 

15 

21 

1 

67 

Amputation beider Hände 

2 

— 

1 

2 





5 

Amputation eines Armes 

16 

51 

85 

87 

169 

12 

420 

Amputation beider Arme 

2 

I 2 

6 1 

5 

4 

— 

19 

Amputation eines Beines 

30 

1 138 

260 ! 

322 

672 

40 

1 462 

Amputation beider Beine 

3 

19 

36 

39 

40 

1 

138 

Mehrfachamputationen an oberen und unteren 


I 






Gliedmaßen 

2 

10 

17 

22 

22 

__ 

73 

Amputation sonst. Gliedmaßen (Finger, Zehen) 

38 

123 

166 

190 

148 

29 

694 

Schäden u. Erkrankungen an oberen Glied- 








maßen 

150 

258 

450 

406 

489 

70 

1 823 

Schäden u. Erkrankungen an unteren Glied- 








maßen 

250 

527 

796 

808 

863 

109 

3 353 

Sonst. Schäden u. Erkrankungen des Stütz- u. 


i 






Bewegungsapparates (einschl. Tbc) 

988 

2 266 

4218 

4 054 

3 742 

687 

15 955 

Querschnittslähmung 

39 

139 

170 

84 

38 

1 

471 

Folgezustände nach spinaler Kinderlähmung 

201 

213 

189 

140 

106 

7 

856 

Hirnschädigungen 

361 

! 399 

435 

349 

380 

37 

1 961 

Blindheit 

25 

91 

117 

118 

64 

4 

419 

Sonstige Störungen der Sehfähigkeit 

419 

339 

462 

381 

316 

41 

1 958 

Störungen der Hörfähigkeit 

339 

146 

123 

98 

122 

13 

841 

Herz- und Kreislauferkrankungen 

240 

300 

621 

1 257 

2 259 

578 

5 255 

Tuberkulose der Atmungsorgane 

75 

600 

1 042 

1 155 

978 

87 

3 937 

Sonstige Organtuberkulose 

15 

1 51 

99 

109 

75 

3 

352 

Andere innere Krankheiten 

363 

i 763 

1 940 

2 365 

2 391 

530 

8 352 

Hauterkrankungen 

90 

293 

593 

399 

281 

48 

1 704 

Genuine Epilepsie 

182 

i 153 

185 

116 

31 

— 

667 

Organ. Nervenkrankheiten, Psychosen, 








seelische Störungen 

300 

472 

791 

549 

310 

35 

2 457 

Verhaltensstörungen (einschl. Milieuschädigungen 








und Erziehungsschwierigkeiten) 

1 439 

479 

87 

59 

46 

4 

2114 

Lernbehinderung 

4 062 

174 

6 

5 

9 



4 256 

Schwachsinn 

235 

166 

59 

44 

26 

2 

532 

Sonst. Erkrankungen oder Schäden 

382 

I 445 

i 

813 

846 

806 

195 

3 487 

Zusammen 

10 256 

8 624 

13 782 

14 024 

14 408 

2 534 

63 628 


Frauen 


Amputation einer Hand 

1 

5 



3 

1 



10 

Amputation beider Hände 

— 







1 



1 

Amputation eines Armes 

14 

10 

3 

9 

4 



40 

Amputation beider Arme 

— 

— 

— 

1 

— 

1 

2 

Amputation eines Beines 

13 

20 

13 

21 

18 

1 

86 

Amputation beider Beine 

3 

1 

2 

4 

6 



16 

Mehrfachamputationen an oberen und unteren 

Gliedmaßen 

1 


1 


1 


3 

Amputation sonst. Gliedmaßen (Finger, Zehen) 

13 

10 

8 

12 

17 

2 

62 

Schäden u. Erkrankungen an oberen Glied- 
maßen 

119 

104 

50 

40 

65 

1 

379 

Schäden u. Erkrankungen an unteren Glied- 
maßen 

181 

193 

125 

78 

125 

10 

712 

Sonst. Schäden u. Erkrankungen des Stütz- u. 
Bewegungsapparates (einschl. Tbc) 

895 

818 

558 

502 

691 

68 

3 532 

Querschnittslähmung 

16 

47 

37 

9 

3 



112 

Folgezustände nach spinaler Kinderlähmung 

196 

168 

81 

54 

36 

2 

537 

Hirnschädigungen 

232 

144 

56 

26 

15 

1 

474 

Blindheit 

33 

62 

39 

22 

14 

1 

171 

Sonstige Störungen der Sehfähigkeit 

217 

92 

60 

55 

68 

3 

495 

Störungen der Hörfähigkeit 

297 

115 

37 

28 

34 

1 

512 

Herz- und Kreislauferkrankungen 

165 

119 

109 

113 

287 

44 

837 

Tuberkulose der Atmungsorgane 

65 

147 

109 

83 

88 

6 

498 

Sonstige Organtuberkulose 

7 

22 

20 

17 

12 

2 

80 

Andere innere Krankheiten 

219 

204 

193 

260 

460 

39 

1 375 

Hauterkrankungen 

124 

216 

59 

30 

32 

6 

467 

Genuine Epilepsie 

101 

64 

44 

20 

4 



233 

Organ. Nervenkrankheiten, Psychosen, 

seelische Störungen 

261 

330 

377 

192 

217 

7 

1 384 

Verhaltensstörungen (einschl. Milieuschädigungen 

und Erziehungsschwierigkeiten) 

778 

195 

21 

30 

38 


1 062 

Lernbehinderung 

1 615 

110 

7 

2 

4 

1 

1 739 

Schwachsinn 

157 

113 

37 

23 

12 



342 

Sonst. Erkrankungen oder Schäden 

309 

261 

203 

185 

315 

28 

1 301 

Zusammen 

6 032 

3 570 

2 249 

1 819 

2 568 

224 

16 462 
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Übersicht 1/24. Arbeits- und Berufsförderung behinderter Personen 


Die abgeschlossenen Rehabilitationsfalle in den Landesarbeitsamtsbezirken nach Altersgruppen im Jahre 1970 


Altersgruppe/Maßnahmeart 

Schleswig- 

Holstein- 

Hamburg 

Nieder- 

sachsen- 

Bremen 

Nordrh.- 

West- 

falen 

Rheinld.- 
Hessen j Pfalz- 
! Saarland 

Baden- 

Württem- 

berg 

Nord- 

bayern 

Süd- 

bayern 

Berlin 

Bundes- 

gebiet 


— 

2 

3 

4 5 

6 

7 

8 

9 

10 


Unter 18 Jahre 

841 

842 

Männer 

4 419 

699 

831 ! 

1 364 

523 

501 

236 

10 256 

18 — 24 Jahre 

684 

1 307 

2 485 

774 

741 ; 

1 123 

683 

703 

124 

8 624 

25— 34 Jahre 

934 

2 080 

4 439 

1 176 

1 171 ! 

1 739 

959 

1 060 

224 

13 782 

35— 44 Jahre 

609 

1 768 

5 521 

1 099 

1 371 

1 720 

1 021 

768 

147 

14 024 

45— 59 Jahre 

537 

1 886 

4 867 

1 782 

1 324 

2 027 

1 062 

736 

187 

14 408 

60 Jahre und älter 

42 

282 

644 

634 

252 

467 

123 

53 

37 

2 534 

Zusammen 

3 647 

8 165 

22 375 

6 164 

5 690 

t 

8 440 

4 371 

3 821 

955 

63 628 


Frauen 


Unter 18 Jahre 

413 

468 

2 575 

483 

432 

823 

265 

389 

184 

6 032 

18 — 24 Jahre 

251 

437 

1 191 

334 

222 

514 

224 

314 

83 

3 570 

25— 34 Jahre 

162 

279 

617 

209 

120 

390 

136 

258 

78 

2 249 

35 — 44 Jahre 

107 

236 

576 

174 

94 

321 

118 

139 

54 

1 819 

45 — 59 Jahre 

94 

267 

853 

313 

148 

487 

181 

144 

81 

2 568 

60 Jahre und älter 

2 

20 

54 

39 

19 

42 

17 I 

6 

25 

224 

Zusammen 

1 029 

1 707 

5 866 

1 552 

1 035 

2 577 

941 

1 250 

505 

16 462 


Die vorbereitenden berufsfördernden Maßnahmen in den Landesarbeitsamtsbezirken im Jahre 1970 


Männer und Frauen 


a) betrieblich 

Grund-, Förderungslehrgänge o. ä 

Berufsvorbereitende Ma8nahmen 

Berufsfindung und Arbeitserprobung . . . 

Fortbildungsmaßnahmen 

Anlernma8nahmen 

Berufsausbildung 

Umschulung mit anerkanntem Absch!u8 
Umschulung ohne anerkannten Abschluß 

Betriebliche Maßnahmen insgesamt. . 


b) außerbetrieblich 

Grund-, Förderungslehrgänge o. a 

Berufsvorbereitende Maßnahmen 

Berufsfindung und Arbeitserprobung 

Fortbildungsma8nahmen 

Anlernma8nahmen 

Berufsausbildung 

Umschulung mit anerkanntem Abschluß 

Umschulung ohne anerkannten Abschluß 

Außerbetriebliche Maßnahmen insgesamt 

Zusammen 


3 6 143 6 7 10 4 2 4 185 

— 7 36 4 2 7 3 6 1 66 

— 7 21 4 1 10 1 2 2 48 

1 13 7 1 2 16 3 8 — 51 

42 318 691 239 203 180 201 159 j 11 2 044 

69 89 427 59 34 184 37 95 . 11 1 005 

80 161 j 202 74 52 66 67 128 1 15 845 

25 | 33 i 43 9 j 5 15 11 14 8 163 

220 634 1 570 396 306 488 327 414 52 4 407 


298 318 ! 1 176 120 ' 211 329 137 j 185 j 115 2 889 

102 38 i 242 13 50 62 12 29 | 14 562 

21 56 358 28 | 64 135 23 ! 41 i 42 768 

44 . 93 111 48 20 58 37 54 8 473 

33 ' 52 87 17 19 22 41 24 3 298 

56 96 186 54 58 116 76 98 26 766 

653 982 2 432 678 571 j 967 500 586 151 7 520 

242 437 483 111 42 | 67 44 63 i 21 1 510 

1 

1 449 2 072 5 075 j 1 069 ! 1 035 j 1 756 870 1 030 380 14 786 

1 1 4 1 T 1 1 

1 669 2 706 6 645 1 465 1 341 ! 2 244 1 197 1 494 432 19 193 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI 73654 


Übersicht 1/25. Arbeits- und Berufsförderung behinderter Personen 


Die abgeschlossenen Rehabilitationsfälle in den Landesarbeitsamtsbezirken nach der Art der Behinderung im Jahre 1970 


Art der Behinderung 

Schleswig- 

Holstein- 

Hamburg 

Nieder- 
sachsen- 
1 Bremen 

S I 

Nordrh.- 
West- Hessen 

falen ■ 

Rheinld.- 

Pfalz- 

Saarland 

Baden- 
i Württem- 
berg 

Nord- 

bayern 

Süd- 

bayern 

■C. •. . . ;;,i‘ 

Berlin 

Bundes- 

gebiet 



! 2 

~ 3 ' 4 

5 

6 

7 j 

8 

9 

10 


Männer 


Amputation einer Hand 

1 

7 

i 21 

1 7 

5 

12 

5 

8 

1 

67 

Amputation beider Hände 

— 

2 

2 



1 





5 

Amputation eines Armes 

17 

54 

115 

42 

43 

68 

i 35 

38 

8 

420 

Amputation beider Arme 

1 

2 

6 

2 

2 

1 

i 1 : 

3 

1 

19 

Amputation eines Beines 

67 

180 

494 

123 

1 146 

195 

1 122 

105 

30 

1 462 

Amputation beider Beine 

Mehrfachamputationen an oberen und unteren 

2 

19 

50 

20 

9 

20 

! 9 | 

8 

1 

138 

Gliedmaßen 

1 

7 

18 

8 

10 

9 

8 

10 i 

2 

73 

Amputation sonst. Gliedmaßen (Finger, Zehen) 

Schäden u. Erkrankungen an oberen Glied- 

28 

100 

200 

58 

! 

77 

102 

| 

66 1 

I ! 

57 

6 

694 

maßen 

Schäden u. Erkrankungen an unteren Glied- 

107 

233 

594 

157 

189 

233 

169 i 

124 | 

17 

1 823 

maßen 

Sonst. Schäden u. Erkrankungen des Stütz- u. 

190 

446 

1 148 

311 ! 

310 

376 

285 

241 

46 

3 353 

Bewegungsapparates (einschl. Tbc) 

951 

2 503 

5 150 

■ 1 553 

1 410 

2 237 

983 

951 

217 

15 955 

Querschnittslähmung 

32 

54 

146 

29 

46 

73 

47 

35 

9 

471 

Folgezustände nach spinaler Kinderlähmung 

34 

103 

273 

64 

63 

108 

107 

97 

7 

856 

Hirnschädigungen 

87 

222 

736 

158 

166 

290 

143 

117 

42 

1 961 

Blindheit 

14 

62 

111 

41 

33 

55 

54 

43 ; 

6 

419 

Sonstige Störungen der Sehfähigkeit 

92 

217 

650 

202 

250 

261 

128 

125 ! 

33 

1 958 

Störungen der Hörfähigkeit 

54 

83 

292 

88 

72 

112 

57 

63 

20 

841 

Herz- und Kreislauferkrankungen . 

180 

576 

2 209 

716 

471 

622 

227 

202 i 

52 

5 255 

Tuberkulose der Atmungsorgane 

294 

577 

1 171 

273 

345 

524 

384 

310 

59 

3 937 

Sonstige Organtuberkulose 

24 

60 

115 

28 

39 

41 

12 

26 

7 

352 

Andere innere Krankheiten 

314 

852 

3 254 

1 060 

777 

1 143 

544 

340 

68 

8 352 

Hauterkrankungen 

105 

247 

568 

135 

167 

228 

132 

107 1 

15 

1 704 

Genuine Epilepsie 

Organ. Nervenkrankheiten, Psychosen, 

36 

81 

| 219 

58 

71 

90 

50 

53 | 

9 

667 

seelische Störungen 

Verhaltensstörungen (einschl. Milieuschädigungen 

119 

245 

750 

227 

177 

447 ! 

172 

225 

95 

2 457 

und Erziehungsschwierigkeiten) 

227 

i 170 

937 

244 

94 

253 

45 

114 ! 

30 

2114 

Lernbehinderung 

439 

397 

1 869 

223 

251 

533 

259 

178 

107 

4 256 

Schwachsinn . 

52 

45 

161 

37 

42 

36 

91 

50 , 

18 

532 

Sonst. Erkrankungen oder Schäden 

179 

i 621 

1 116 

300 

424 

371 

236 

1,1 | 

49 

3 487 

Zusammen 

3 647 

: 

8 165 

22 375 

6164 

5 690 

8440 

1 

4 371 | 

1 

3 821 | 

955 

63 628 


Frauen 


Amputation einer Hand 

1 



4 

2 

1 

2 







10 

Amputation beider Hände 

— 

— 



— 

— 

1 





1 

Amputation eines Armes 

1 

1 

17 

2 

2 

6 

5 

6 



40 

Amputation beider Arme 

— 

1 


1 

: 

— 







2 

Amputation eines Beines 

1 

14 

24 

9 

1 6 

13 

4 

14 

1 

86 

Amputation beider Beine 

— 

1 

6 

2 


5 



2 



16 

Mehrfachamputationen an oberen und unteren 

Gliedmaßen 



1 

1 





1 

3 

Amputation sonst. Gliedmaßen (Finger, Zehen) 

4 

8 

15 

2 

6 

15 

8 

3 

1 

62 

Schäden u. Erkrankungen an oberen Glied- 
maßen 

24 

37 

140 

42 

22 

56 

25 

31 

2 

379 

Schäden u. Erkrankungen an unteren Glied- 
maßen 

45 i 

78 

291 

70 

39 

87 

i 

46 

50 

6 

712 

Sonst. Schäden u. Erkrankungen des Stütz- u. 
Bewegungsapparates (einschl. Tbc) 

211 

409 

1 210 

398 

178 

543 

199 

282 

102 

3 532 

Querschnittslähmung 

3 

9 

37 

12 

8 

15 

12 

15 

1 

112 

Folgezustände nach spinaler Kinderlähmung 

18 

59 

183 

38 

40 

81 

42 ! 

68 

8 

537 

Hirnschädigungen 

17 

62 

185 

32 

37 

65 i 

20 

41 

15 

474 

Blindheit 

5 

27 

48 

19 

10 

30 

20 , 

9 

3 

171 

Sonstige Störungen der Sehfähigkeit 

30 

45 

181 

40 

53 

73 , 

25 | 

32 

16 

495 

Störungen der Hörfähigkeit 

32 

51 1 

135 

40 

50 

95 ] 

45 ' 

38 

26 

512 

Herz- und Kreislauferkrankungen 

40 

88 

320 

100 

! 62 

96 ; 

53 ! 

54 

24 

837 

Tuberkulose der Atmungsorgane 

53 

63 

126 

35 

32 

99 I 

42 

31 

17 

498 

Sonstige Organtuberkulose 

6 

11 

21 

11 

z 

13 ! 

4 

5 

2 

80 

Andere innere Krankheiten 

54 

124 

550 

184 

77 

203 1 

68 

88 

27 

1 375 

Hauterkrankungen 

26 

57 

185 

35 

36 , 

72 

15 

27 

14 

467 

Genuine Epilepsie 

21 

14 

82 

22 

16 

32 ! 

16 

2! 

9 

233 

Organ. Nervenkrankheiten, Psychosen, 

seelische Störungen 

51 

198 

449 

108 

91 ! 

272 

59 

113 

43 

1 384 

Verhaltensstörungen (einschl. Milieuschädigungen 
und Erziehungsschwierigkeiten) 

149 

58 

510 

62 

62 

136 ■ 

21 

61 j 

3 

1 062 

Lernbehinderung 

140 

142 

566 

139 

40 

329 

106 

147 

130 

1 739 

Schwachsinn 

43 j 

24 ! 

104 

27 

28 

54 

28 

25 

9 

342 

Sonst. Erkrankungen oder Schäden 

54 ! 

126 

476 

119 

132 

185 

77 

87 1 

45 

1 301 

Zusammen 

1 029 

1 707 

5 866 

1 552 

1 035 ! 

2 577 

941 

1 250 ; 

505 

16 462 
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Drucksache VI/3654 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Übersicht 1/26. Arbeits- und Berufsförderung behinderter Personen 


Die Rehabilitationsfälle in den Landesarbeitsamtsbezirken nach der Art des Abschlusses im Jahre 1970 



Schleswig-j Nieder- 

Nordrh.- 

Rheinld.- 

Baden- 

Nord- 

Süd- 

Berlin 

Bundes- 

Ergebnis 

Holstein- j Sachsen- 

West- 

Hessen Pfalz- 

Württem- ; 

bayern 

bayern 

gebiet 

Hamburg Bremen 

falen 

Saarland 

berg 



- - - 

3 

4 5 

r 6 

7 

, 8 

9 

“10 


Männer 


Vermittlung in Arbeit 

382 

1 918 

4191 | 

949 

1 324 

1 786 | 

1 212 

771 

226 

12 759 

darunter: Nach berufsförd. Maßnahmen 

119 

821 

894 j 

302 

248 

189 

137 

98 

36 

2 844 

Mit finanzieller Förderung durch BA 

51 

398 

1 213 

176 1 

390 

334 

546 

353 

86 

3 547 

Mit weiteren Hilfen 

32 

111 

347 

85 

78 

101 

92 

140 

15 

1 001 

Vermittlung in Berufsausbildungsstellen 

292 

386 

1 307 

230 

250 

582 

174 

175 

67 

3 463 

darunter: Nach berufsförd. Maßnahmen 

80 

63 

212 

11 

14 

48 

8 

18 

12 

466 

Mit finanzieller Förderung durch BA 

53 

87 

230 

36 

31 

63 

35 

57 

4 

596 

Mit weiteren Hilfen 

49 

23 

45 

8 

6 

13 

4 

9 

— 

157 

Aufnahme selbstgesuchter Arbeit oder Berufsausbildung . 

512 

918 

2 349 

646 

666 

1 036 

431 

542 

134 

7 234 

darunter: Nach berufsförd. Maßnahmen 

116 

176 

241 

81 

56 

111 

51 

64 

15 

911 

Mit finanzieller Förderung durch BA 

15 

50 

151 

36 

33 

49 

31 

66 

12 

443 

Mit weiteren Hilfen 

28 

36 

63 

24 

38 

32 

20 

24 

3 

268 

Innerbetriebliche Regelung unter Mitwirkung des AA .... 

42 

393 

1 286 

749 

227 

587 

146 

188 

16 

3 634 

Endgültig abgeschlossen insgesamt 

1 228 

3 615 

9133 

2 574 

2 467 

3 991 

1 963 

1 676 

443 

27 090 


Besuch berufsb. Schulen (einschl. Hochschulen) 

Teilnahme an berufsfördernden Maßnahmen 

226 

190 

349 

61 

109 

144 

15 

48 

18 

1 160 

(1 Jahr und länger) 

813 

1 393 ! 

3 613 

771 

763 

1 004 

666 

743 

176 

9 942 

Vorläufig abgeschlossen insgesamt 

1 039 

1 583 

3 962 

832 

872 

1 148 

681 

791 

194 

11 102 


Eingehende Raterteilung 

242 

508 

1 934 

694 

220 

511 

516 

492 

50 

5 167 

Medizinische Maßnahmen 

121 

399 

1 055 

271 

248 

338 

173 

97 

7 

2 709 

Maßnahmen der Sozialhilfe 

35 

57 

183 

23 

19 j 

35 

46 

26 

37 

461 

Mangelnde Eignung für Reha-Maßnahmen 

186 I 

374 

1 422 

420 

447 

497 

181 

159 

45 

3 731 

Fehl. Bereitsch. d. Behind. zu Reha-Maßnahmen 

530 ' 

948 

3 012 

685 

743 

1 093 

575 

286 1 

102 

7 974 

Sonstiges 

266 

681 

1 674 

I 

665 

674 

827 

236 

294 ! 

77 

5 394 

Anderweitig abgeschlossen insgesamt 

1 380 

2 967 

9 280 

2 758 

2 351 

3 301 

1 727 

1 354 

318 

25 436 

Zusammen 

3 647 

8 165 

22 375 

6 164 

5 690 

8 440 

4 371 

3 821 

955 

63 628 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3654 


Noch: Übersicht 1/26. Arbeits- und Berufsförderung behinderter Personen 


Die Rehabilitationsfälle in den Landesarbeitsamtsbezirken nach der Art des Abschlusses fm Jahre 1970 


Ergebnis 

Schleswig- 

Holstein- 

Hamburg 

Nieder- 

sachsen- 

Bremen 

Nordrh.- 
West- Hessen 

falen [ 

Rheinld.- 

Pfalz- 

Saarland 

Baden- 

Württem- 

berg 

. 

Nord- 

bayern 

Süd- 

bayern 

Berlin 

Bundes- 

gebiet 


i ; 

2 

3 ‘ ' 4 ! 

5 1 

6 

7 

8 ; 

9 

10 


Frauen 


/ermittlung in Arbeit 

135 

426 

1 286 

263 

241 

559 

265 

211 

84 

3 470 

darunter: Nach berufsförd. Maßnahmen 

39 

135 

288 

62 

22 

83 

25 

35 

22 

711 

Mit finanzieller Förderung durch BA 

21 

77 

317 

47 

59 

55 : 

105 

53 

10 

744 

Mit weiteren Hilfen 

5 

12 

69 

19 

10 

19 

19 

32 

4 

189 

/ermittlung in Berufsausbildungsstellen 

86 j 

137 

708 

105 

91 

207 

53 

95 

30 

1 512 

darunter: Nach berufsförd. Maßnahmen 

18 

6 

76 

8 

4 

3 | 

5 

15 

4 

139 

Mit finanzieller Förderung durch BA 

8 | 

26 

109 

5 

11 

13 1 

6 

12 

1 

191 

Mit weiteren Hilfen 

— 

— 

21 

2 




— j 

3 

— 

27 

Aufnahme selbstgesuchter Arbeit oder Berufsausbildung . 

176 

257 

750 

223 

164 

341 

97 

224 

95 

2 327 

darunter: Nach berufsförd. Maßnahmen 

59 

46 

75 | 

30 

15 

28 

9 

38 

21 

321 

Mit finanzieller Förderung durch BA 

3 

7 

62 

10 

10 

16 

5 

21 

4 

138 

Mit weiteren Hilfen 

3 

7 

37 

3 

8 1 

11 

5 

7 j 

4 

85 

nnerbetriebliche Regelung unter Mitwirkung des AA 

5 

43 

147 

94 

i 

26 

j 

58 

24 j 

. 63 

1 

461 

Endgültig abgeschlossen insgesamt 

402 i 

863 

; 

2 891 

685 

522 

1 165 

439 

593 ! 

210 

7 770 


lesuch berufsb. Schulen (einschl. Hochschulen) 

’eilnahme an berufsfördernden Maßnahmen 

119 

93 

423 

71 

102 

194 

17 1 

66 

12 

1 097 

1 Jahr und länger) 

163 ' 

162 ; 

457 

122 

65 

258 

122 

184 

86 

1 619 

/o Häufig abgeschlossen insgesamt 

j 

282 | 

255 

880 | 

193 

167 

452 

139 

250 

98 

2 716 


ingehende Raterteilung 

83 

136 

630 

229 

51 

171 

81 

156 

17 

1 554 

Medizinische Maßnahmen 

19 

67 

240 

71 

24 ; 

104 

38 

22 

2 

587 

Maßnahmen der Sozialhilfe 

46 

29 

100 

12 

13 i 

20 

19 

12 

21 

272 

Mangelnde Eignung für Reha-Maßnahmen 

28 

71 

176 

76 

42 

130 

37 

62 

32 

654 

ehl. Bereitsch. d. Behind. zu Reha-Maßnahmen 

99 

164 

465 

139 

51 

194 

120 

77 

43 

1 352 

onstiges 

70 

122 

484 

147 

165 

341 

68 

78 

82 

1 557 

anderweitig abgeschlossen insgesamt 

345 

589 

2 095 

674 

1 I 

346 | 

960 

363 

407 

197 

5 976 

Zusammen 

1 029 

1 707 

i 

5 866 

i 

1 552 

i 1 035 1 

2 577 

941 

1 250 

505 

16 462 
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Drucksache VI 73654 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Übersicht 1/27. Arbeits- und Berufsförderung behinderter Personen 


Die noch nicht abgeschlossenen Rehabilitationsfälle in den Landesarbeifsamfsbezirken nach dem Grund für den Nichtabschluß 


Ende Dezember 1970 


Grund für den Nichtabschluß 

Schleswig- 

Holstein- 

Hamburg 

Nieder- 

sachsen- 

Bremen 

Nordrh.- ' 
West- 
falen 

Hessen 

Rheinld.- 

Pfalz- 

Saarland 

' 

Baden- 

Württem- 

berg 

Nord- 

bayern 

Süd- 

bayern 

i 

1 

Berlin 

Bundes- 

gebiet 


1 

; 2 

3 I 

4 

5 

« i 

~ 7 

8 ' j 


10 


Männer 


Reha-Plan noch nicht, erstellt 

Berufsfördernde Maßnahmen vorgesehen 

547 

1 361 

3 879 

753 

671 

1 435 

715 

1 135 

196 

10 692 

a) Ausstehende Kostenträgerentscheidung 

316 

549 

813 

119 

327 

410 

112 

111 

85 

2 842 

b) Ausbildungsplatz zum nächsten Termin vorhanden . . . 

120 

186 

985 

94 

180 

340 

71 

162 

18 

2156 

c) Ausbildungsplatz nach Wartezeit vorhanden 

36 

54 

592 

47 

138 

291 

41 

78 

11 

1 288 

d) Fehlen eines Ausbildungsplatzes in Reha-St 

11 

32 

138 

69 

52 

151 

28 

24 

— 

505 

e) Sonstige Hinderungsgründe 

87 

161 

1 193 

106 

183 

193 

51 

86 

10 

2 070 

Teilnahme an berufsförd. Maßnahmen (unter 1 Jahr) 

182 

174 

267 

65 

46 

61 

24 

89 

35 

943 

Fehlen einer geeigneten betrieblichen Ausbildungsstelle . 

17 

146 

166 

51 

36 

65 

20 

25 

1 

527 

Fehlen einer geeigneten Arbeitsstelle 

100 

999 

1 121 

409 

932 

645 

445 

246 

23 

4 920 

Vorübergehende Arbeitsaufnahme 

15 

; 41 ! 

120 i 

16 

! 23 

59 

12 

30 

9 

325 

Vorübergehende Erkrankung 

72 

! 255 

579 

95 

! 100 

229 

105 

105 

23 

1 563 

Sonstige persönliche Gründe 

101 

181 

541 

91 

88 

154 

110 

91 

28 

1 385 

Andere Gründe 

364 

299 

1 824 

301 

172 

368 

175 

177 

! 

37 

3 717 

Zusammen 

1 968 

i 

4 438 

1 

12 218 

2 216 

2 948 

| 

4 401 

1 909 

i 

2 359 

476 

32 933 


Frauen 


Reha-Plan noch nicht erstellt 

Berufsfördernde Maßnahmen vorgesehen 

151 ; 

207 

464 

164 

32 

177 

118 

286 

55 

1 654 

a) Ausstehende Kostenträgerentscheidung 

53 i 

89 | 

88 

1 13 

19 

59 

11 

26 

7 

365 

b) Ausbildungsplatz zum nächsten Termin vorhanden . . . 

20 

29 ! 

92 

18 

12 | 

25 

11 

18 

5 

230 

c) Ausbildungsplatz nach Wartezeit vorhanden 

8 

37 

36 

4 

4 

4 

2 

4 

2 

101 

d) Fehlen eines Ausbildungsplatzes in Reha-St 

5 ! 

2 

6 

12 

5 

11 

5 

7 

2 

55 

e) Sonstige Hinderungsgründe 

14 

24 

100 

22 

11 

14 

1 

49 ! 

1 2 

237 

Teilnahme an berufsförd. Maßnahmen (unter 1 Jahr) .... 

108 1 

64 

258 

37 

14 

53 

10 

33 

11 

588 

Fehlen einer geeigneten betrieblichen Ausbildungsstelle . 

2 

28 

35 

12 

13 

15 

5 

8 

5 

123 

Fehlen einer geeigneten Arbeitsstelle 

37 

121 

293 

63 

109 

236 

96 

75 

4 

1 034 

Vorübergehende Arbeitsaufnahme 

2 

15 

17 

2 

— 

10 

! i 

17 

1 

65 

Vorübergehende Erkrankung 

9 

48 

89 

8 

12 

47 

9 

32 

20 

274 

Sonstige persönliche Gründe 

14 

46 

84 

21 

ii ! 

31 

14 

21 

6 

248 

Andere Gründe 

44 

82 

288 

69 

40 

60 

32 

125 

30 

770 

Zusammen 

467 

792 

| 

1 850 

; 

! 

445 

282 

742 

315 

701 

ISO 

5 744 


34 









